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Editorial 


Wir haben vieles geahnt und befürchtet, das hätten wir nicht erwartet: In einem 
ZDF-Interview rief der ehemalige DDR-Diktator Honecker seine Landsleute zum 
Widerstand gegen den westdeutschen Imperialismus und die Bewahrung der Errun- 
genschaften der DDR auf. Der früher mächtigste Mann der DDR sieht jetzt einem 
Opfer zum Verwechseln ähnlich und lädt, in Gefahr der Auslieferung an die west- 
deutsche Justiz, zum Bemitleiden ein. Andererseits wird in der CSSR der Kommu- 
nismus als verbrecherische Weltanschauung verboten. Auch Dubcek und Genossen 
werden mit Berufsverbot belegt und müssen sich von feisten Spießern den Vorwurf 
gefallen lassen, sie hätten mit Breschnew verhandelt. Und die winzige eigenständi- 
ge Opposition, die es in unserem Lande gab, wird immer mehr zwischen den zwei 
Fronten zerrieben. Wir sollen uns entscheiden, entweder für die miesen westdeut- 
schen Konjunkturritter, die unser Land kolonisieren oder für die Apparatschiks, die 
die alte DDR rekonstruieren wollen oder sogar für die Nazis. Wir haben aber keine 
Lust, uns zwischen Regen und Jauche zu entscheiden. Und das ist es vermutlich, 
was uns, als Zeitschrift das Leben immer schwerer macht. Wir wollen realistisch 
bleiben und können nicht sehr viel Hoffnung machen, nicht auf die Henningsdorfer 
Stahlarbeiter, die sich von Thyssen bei der Mahnwache mit Kaffee versorgen las- 
sen, nicht auf die Arbeiterklasse insgesamt - im Kampf für ihre Videorecorder -, 
nicht auf Osteuropa, nicht auf die 3. Welt und erst recht nicht auf die heilige Markt- 
wirtschaft. Wir wissen nicht einmal annähernd, wie und ob heute noch unser Traum 
von einer freien und gerechten Welt zu verwirklichen ist. Das eben versuchen wir 
zu diskutieren. 

Wer trotzdem dafür ist, daß der “telegraph” nicht auch unter den Trüm- 
mern der zusammenbrechenden Ostwirtschaft begraben wird, den rufen wir zur 
Hilfe auf. Zur Situation unserer Zeitschrift siehe S.4. 

Angesichts der neuesten Tendenzen, daß sich Dreigroschenjungs zu den 
wahren Helden der Geschichte erklären, haben wir diesmal dem Thema der Inoffi- 
ziellen Mitarbeiter der Staatssicherheit breiten Raum eingeräumt. Ansonsten 
beschäftigt uns das Faschismus-Thema und wie üblich der leidige Militarismus. 

Redaktion "telegraph" 
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In eigener Sache 


“In diesen Tagen wird Reklame für Zeitungsabonnements gemacht. Die Direktoren und 
Geschäftsführer der bürgerlichen Zeitungen dekorieren ihre Ladenfenster, lackieren 
hurtig ıhr Firmenschild frisch und lenken die Aufmerksamkeit der Passanten (also der 
Leser) auf ihre Ware. Die Ware ist jenes vier- oder sechsseitige Blatt, das allmorgend- 
lich oder allabendlich in den Geist seiner Leser, die den Erzeugern und Vertreibern des 
bedruckten Papiers genehme Denk- und Urteilsweise über die politischen Geschehnis- 
se einträufelt. Wollen wir versuchen, über die Bedeutung und Gewichtigkeit jener 
anscheinend so harmlosen Handlung des Auswählens einer zu abonnierenden Zeitun 
zu sprechen? Diese Wahl birgt Hinterhalte und Gefahren, sie sollte bewußt, mit ver 
stand, nach reiflichem Überlegen getroffen werden. ... 

Alles, was eine bürgerliche Zeitung bringt, ist beständig von einem Gedanken geprägt: 
der herrschenden Klasse zu dienen... Das Schönste freilich - also das Schlimmste - da ei 
ist: statt zu ihrer Unterstützung Geld von der bürgerlichen Klasse zu verlangen, weil sie 


deren Interessen verficht, bringt es die bürgerliche Zeitung zuwege, daß eben jene Klas- 


se für sie zahlt, die sie unentwegt bekäm 


. Und die unterdrückte Klasse zahlt, pünkt- 


lich, großherzig. Hunderttausende Arbeiter entrichten re ne, g, Jeden Tag, der bür- 


gerlichen Zeitung ihr Scherflein und tragen so dazu bei, ıhre 


Daran hat sich auch siebzig 
Jahre später nicht viel geändert, außer 
das gleichzeitig immer mehr unabhängi- 
ge, aufsässige Zeitschriften/Zeitungen 
um ihr Weiterbestehen kämpfen oder 
ihr Erscheinen einstellen. 

Nun ist auch der “telegraph” 
in Gefahr. 
“Ich weiß, es wird einmal ein Wunder 
geschehn” - ist unsere Redaktionshym- 
ne geworden, reicht aber leider nicht 
aus. 
Der technische Anlaß für unsere Tita- 
nic-Situation ist, daß der uns bislang 
“tragende” Verlag, der Zeitungsverlag 


BasisDruck, Ende diesen Jahres seine 


Geschäftstätigkeit beendet. 
Um kostendeckend zu arbei- 


ten, müssen wir unbedingt unsere Ver- 
kaufsauflage erhöhen. Dies ist durch 
einen gut funktionierenden Vertrieb und 
einen bedeutenden Anstieg von Neua- 
bo’s möglich. 

Das größte Problem ist momentan der 
kaum funktionierende Vertrieb. Die 
üblichen westdeutschen Vertriebssyste- 
me sind auch für uns unbezahlbar. So 
werden wir auch in Zukunft nicht am 
Zeitungskiosk erhältlich sein. Alle bis- 
herigen Versuche eines alternativen 


A 


acht aufzurichten....” 
(Antonio Gramsci 1916) 


Vertriebssystems sind gescheitert. Es 
ist deshalb notwendig, daß sich Leute 
bereit erklären, für verschiedene Regio- 
nen und Städte den Vertrieb zu organi- 
sieren, mehrere Exemplare des “tele- 
graph” auf Kommission bei uns bestel- 
len und in Buchläden, Kneipen, e.t.c. 
verkaufen. 

Wir wollen in Zukunft versu- 
chen, Berichte, Diskussionen der alten 
und neuen Basisgruppen mit Schwer- 
punkt Ostdeutschland in den Vorder- 
grund zu stellen. Auch erscheint es uns 
wichtig, kontinuierlich über die Ent- 
wicklungen in Osteuropa zu berichten. 
Die verschiedensten Gruppen müßten 
wieder anfangen, sich überregional zu 
verständigen und in eine gemeinsame 
Diskussion über künftige Perspektiven 
und jetzt laufende Aktivitäten zu ent- 
wickeln. Wir als “telegraph” wollen 
dies verbreiten helfen. 

Wir apellieren an alle ehema- 
ligen Mitstreiter, die sich ihrer Abge- 
ordneten-Diäten nicht mehr erwehren 
können und auch alle anderen finanzie]- 
len Gewinner - gebt Uns Euer Geld! 

Eine andere Überlebenshilfe 
für den “telegraph” sind Neuabonne- 
ments. Die Abobedingungen und 
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Abokarten befinden sich wie immer hin- 
ten im Heft. In der letzten Zeit gab es 
teilweise Probleme mit nicht bezahlten 
Abonnements. Deshalb werden ab Janu- 
ar nur “telegraph” versandt, für die die 
Abogelder bei uns eingetroffen sind. 
Bitte denkt dabei an die langen Über- 
weisungszeiten von mindestens zwei 
Wochen. Da wir nun auch viel mehr 
Bürokram selber erledigen müssen, ist 
vieles noch nicht überschaubar. Durch 


eine Umstrukturierung der Buchungsan- 
gelegenheiten müssen alle ausstehenden 
Forderungen bis zum 30.12. 91 einge- 
zahlt werden, sonst ist die Finanzierung 
des Januar-Heftes unsicher. Demnächst 
werden wir ein neues Konto eröffnen. 
Die Kontonummer wird rechtzeitig 
bekanntgegeben. Bis dahin können alle 
Einzahlungen auf das alte Konto erfol- 
gen. 


Hoyerswerda bleibt Hoyerswerda 


Nach dem Rückzug des bürgerlichen 
Medienrummels aus der nordsächsi- 
schen Stadt ist Hoyerswerda wieder auf 
sich allein gestellt. Es blieb bei den in 
ganz Deutschland zunehmenden Über- 
griffen auf Ausländer- und Asylanten- 
heime aber die Erinnerung an die einst 
vom Reißbrett hochgezogene Berg- und 
Energiearbeiterstadt blieb: “Hoyerswer- 
da ist überall!” 

Und wie überall ist es jetzt 
auch in Hoyerswerda. Seit dem Sieg der 
“neuen Ordnung” hat hier die rechtsex- 
treme Szene starken Aufwind bekom- 
men. Der schon zur neuen Modelinie 
entwickelte Fascholook greift besonders 
unter den Kids auf der Straße um sich. 
Die Mocca-Milch-Eisbar im Stadtzen- 
trum ist nach wie vor ein Treffpunkt der 
Faschisten von Hoyerswerda. Nach ver- 
einzelten Beobachtungen ist nicht aus- 
zuschließen, daß sich hier auch die 
Führungsspitzen der Nazis die Klinke in 
die Hand geben. Einige Faschisten kas- 
sieren auf dem Marktplatz “Schutzgel- 
der” von den vietnamesischen Händ- 
lern. Aber auch einige einheimische 
Kneipen müssen derartige “Steuern” für 
die “nationale Sache” zahlen. Der 
faschistische Terror steht auf der Tages- 
ordnung, geduldet von verängstigten 
und apathischen Menschen, zerstreut 
und anonymisiert durch die Betonklötze 
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der Retortenstadt. 

Als vom 31.10. bis 31.11. auf 
Einladung der Diakonie von Hoyers- 
werda Sozial- und Jugendarbeiter aus 
allen Himmelsrichtungen hierher zu 
einem Seminar kamen, erhielten einige 
von ihnen, die am Freitagabend das 
Jugendclubhaus - eine der begehrtesten 
Diskotheken der Stadt - besuchten, 
einen “Einblick” in die gegenwärtige 
Situation. Cirka 15 Faschos und Glatzen 
provozierten durch das Aufsetzen ihrer 
Haßkappen das Publikum. Aus dem 
anfänglichen Handgemenge entwickelte 
sich eine Massenschlägerei. Da die 
Abwehr gegen die Faschisten nur sehr 
spontan und emotional war, konzen- 
trierten sich die Schlägertrupps auf 
“Schwerpunkte”. Durch die aufkom- 
mende Panik wurden die Ausgänge 
blockiert. Schwerverletzte mußten 
durch die Fenster an den Rettungsdienst 
übergeben und in den Krankenwagen 
gehievt werden. Der alarmierte Dienst- 
habende auf dem Polizeirevier in der 
Frenzelstraße mußte passen: Er hatte 
keinen einzigen Mann zur Verfügung. 
Wenigstens behauptete er das in einem 
Telefonat mit den Jugendclubhaus-Mit- 
arbeiterInnen. 

Den "Höhepunkt" dieses 
Wochenendes bildete dann ein Überfall 
in der Nacht vom 2. zum 3.11. nach 


Hoyerswerda (taz) - Blutüber- 

strömt liegt am 1. Mai ein jun- 
ger Mosambikaner auf der 
Fahrbahn der Ernst-Thäl- 
mann-Straße. Vier jugendliche 
Deutsche haben ihn so schwer 
verprügelt, daß er mit schwe- 
ren Prellungen vor allem am 
Kopf ins Krankenhaus einge- 
liefert wird. Ihr erklärtes Ziel: 
der an die Straße grenzende 
Rummelplatz müsse "neger- 
frei" sein. Wie die Volkspolizei 
später feststellte, haben sie 
sich mit zahlreichen anderen 
Jugendlichen auf einer priva- 
ten Feier verabredet, zum 
Rummelplatz zu gehen, um 
hier “Neger aufzuklatschen”. 

Im nahegelegenen 
Wohnheim der Mosambika-ner 
verbreitet sich die Nach-richt 
vom überfall auf ihren Lands- 
mann schnell. Sie sind empört. 
Vierzehn Mal wurde die Volks- 
polizei im April gerufen, um 
Streitigkeiten zwischen deut- 
schen Jugend-lichen und den 
ebenfalls noch jungen Mosam- 
bikanern zu schlichten. Immer 
waren Pö-beleien der Weißen 
gegen-über den ausländischen 
Mitbe-wohnerInnen die Ursa- 
che gewesen. Nun ist das Faß 
übergelaufen. Mit Stöcken be- 
waffnet ziehen etwa 50 Mo- 
sambikaner zum Rummel- 
platz. Erwartet werden sie dort 
von 150 bis 200 Deutschen. 
Eine wüste Prügelei beginnt, 
bei der das ungleiche Zah-len- 
verhältnis die Mosambi-kaner 
immer wieder zum Rückzug 
zwingt. 

Schließlich flüch- 
ten sie - von ihren Betreu-er|n- 
nen dazu gedrängt - in ihre 
Wohnungen. Die Gewalt hat 
damit jedoch kein Ende. Als 
die Mosambikaner von ihren 
Balkonen aus die Beschimp- 
fungen der Weißen beant-wor- 


Damals begann es: Aus der “taz” vom 7.5.1990 
Nach der Fete wollten sie “Neger aufklatschen” von Christian A. Thiel 


ten, beginnen diese, mit Stei- 
nen zu werfen. Dreißig Fen- 
sterscheiben gehen zu Bruch, 
viele Balkonverkleidun-gen 
werden zerstört. Verfolgt wer- 
den die Ausschreitungen von 
etwa 1.500 Schaulustigen, 
AnwohnerInnen und Passan- 
tInnen. Ihre Reaktion reicht 
von reiner Schaulust über 
wohlwollende Zustimmung bis 
zu anfeuernden Rufen. Auch 
viele ältere Menschen lassen 
dabei ihren Haß auf "die 
Neger” freien Lauf. Eine Be- 
treuerin der Mosambikaner 
berichtet: “Nur einer, ein kirch- 
licher Mitarbeiter, hat versucht, 
die Jugendlichen zurückzu-hal- 
ten, aber er wurde auch von 
ihnen angegriffen." 

Erst nachdem sie 
alle Polizisten des Kreises 
Hoyerswerda zusammen-geru- 
fen und mit Schlagstök-ken 
und Helmen ausgerüstet hat, 
gelingt es der Volkspo-Ilizei, die 
Ausschreitungen zu beenden. 
Mit Hilfe zahlreicher Schäfer- 
hunde können sie die Jugend- 
lichen vom Wohnheim vertrei- 
ben. 

"Es war der erste 
Einsatz dieser Art”, sagt der 
Pressesprecher der Volkspo- 
lizei in Hoyerswerda, Peter 
Bergmann. Solche gewalt-täti- 
gen Ausschreitungen hät-ten 
sie bisher nur aus dem West- 
fernsehen gekannt. Seine Pro- 
gnose für die Zu-kunft ist 
düster: "Wir gehen davon aus, 
daß es solche Vorkommnisse 
verstärkt ge-ben wird.” 

Die Stimmung un- 
ter den Mosambikanern ist 
nach den rassistischen Aus- 
schreitungen vom 1. Mai sehr 
gedrückt. “Die meisten wollen 
zurück in ihr Heimatland", 
meint eine ihrer Betreuerln- 
nen. Sie können die massive 


Ablehnung durch die Deut- 
schen nicht verstehen, die sie 
Tag für Tag zu spüren bekom- 
men. 


Vom Staat zur Ver- 
ringerung des Arbeitskräfte- 
mangels in der örtlichen 
Braunkohleindustrie ins Land 
geholt, war ihnen die Teilnah- 
me am öffentlichen Leben von 
Hoyerswerda schon immer 
weitgehend verwehrt: Ihre Be- 
treuerlnnen raten ihnen von 
Besuchen in Kneipen, Re- 
staurants und Diskotheken ab. 
So hoffen sie, Konflikte mit 
Deutschen zu verhindern. Daß 
diese Strategie der Abson- 
derung von den Deutschen die 
Vorurteile gegen die 230 am 
Ort lebenden Mosambikaner 
nicht verringern kann, ist den 
BetreuerInnen bewußt. Sie for- 
dern mehr Kontakte zwischen 
Deutschen und Aus-länder|n- 
nen, vor allen zu Ju-gendgrup- 
pen. 


Entsetzt sind sie 
über die Reaktion der Bevöl- 
kerung in Hoyerswerda. "Mei- 
ne Kinder kamen aus der 
Schule und meinten, die 
Mosambikaner hätten DDR- 
Bürger angegriffen", erzählt 
eine Betreuerin. eine Solida- 
risierung findet nur mit den 
Tätern statt. 

Als Gründe für die 
wachsende Ausländerfeind- 
lichkeit in Hoyerswerda ma- 


chen die BetreuerInnen zwei-|, 


erlei aus: Da ist zum einen 
eine wachsende Angst vor 
Arbeitslosigkeit bei Jugend- 
lichen. Die Zukunft der Braun- 
kohle ist ungewiß und Hoyers- 
werda lebt davon. Und dann 
entsteht zum anderen bei vie- 
len der Eindruck, sie könnten 
jetzt, nach der Beseitigung der 
alten Ordnung, machen, was 
sie wollen. 
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einem stark besuchten Konzert der Blu- 
esgruppe “Engerling” im Jugendclub 
“Konrad Wolf” (Laden e.V.) in der Huf- 
elandstraße. Gegen 1 Uhr betraten 15 
bis 20 Jugendliche im Alter von 17 bis 
23 Jahren den Klub, wo nur wenige 
Konzertbesucher anwesend waren. 
Nach mehrmaligem Gröhlen profaschi- 
stischer Parolen und der Bitte von Ver- 
einsmitgliedern und Besuchern, dies 
bleiben zu lassen, eskalierte binnen 
weniger Minuten die Situation. Die Ein- 
dringlinge gingen brutal in Gruppen 
gegen einzelne Besucher vor. Auch hier 
erwiesen sich zwei Notrufe an die Poli- 
zei als subtile Ironie. Beim Abzug zer- 
störten die Psychopathen dann die erst 
vor kurzem renovierte Inneneinrichtung 
des Jugendklubs und mehrere Fenster- 
scheiben. Der Führungsspitze der Hoy- 
erswerdaer Rechtsextremistenszene 
zuzuordnende Andre Barth wurde dabei 
erkannt. Die Nazis fuhren in drei bereit- 
stehenden PKWs davon. Dabei wurde 
ein schwarzer Trabant mit weißen Auf- 
schriften “Störkraft” und “Kahlkopf” - 
den Namen zweier Faschobands - gese- 
hen. Der Fahrer, Frank Anger und des- 
sen Bruder Ralph Anger haben nicht 
minder Anteil am organisierten faschi- 
stischen Terror in der Stadt. 

Nach dem Eintreffen des 
Krankenwagens kam auch schließlich 
die Polizei, die nach eigenen Angaben 
gerade erst von einem Einsatz in Wied- 
nitz, ca. 30 km südlich von Hoyerswer- 
da, zurückkam. Ein Schwerverletzter 
(zersplittertes Jochbein) mußte mehrere 
Wochen stationär behandelt werden. 
Von den Betroffenen wurde Anzeige 


erstattet. Es blieb bei ersten Zeugenan- 
hörungen. F 

Zu einem erneuten Überfall 
auf den Jugendclub “Laden” kam es am 
Sonnabend, dem 16. November. Aus- 
gangspunkt war diesmal das in der Gast- 
stätte “Kastanienhof” in der Altstadt 
veranstaltete “Gautreffen” des sächsi- 
schen Landesverbandes der “Deutschen 
Alternative”*. Nach diesem Treffen 
brach ein Teil der Versammelten in 
Richtung Neustadt auf, um dort das 
soeben Gehörte in die Tat umzusetzen. 
Kurz nach der Öffnung gegen 20 Uhr 
wurde der Jugendclub “Laden” von 
etwa 30 bis 40 Rechtsradikalen im Alter 
von 16 bis 22 Jahren gestürmt. Laut 
Aussagen eines Zeugen, der die Veran- 
staltung besuchen wollte und das 
Geschehen unbemerkt von außen beob- 
achtete, schlichen sich die Angreifer 
förmlich an den Klub heran, umkreisten 
ihn, warfen auf den Ruf “Los jetzt!” die 
Terrassenstühle durch die Scheiben und 
stürmten den Klub. Die Einlaßkontrolle 
wurde überrannt und konnte nur noch 
mit zwei anderen Personen fliehen und 
sich im Büro verschanzen. Die anderen 
im Klub anwesenden Mitglieder, Musi- 
ker und erste Besucher flüchteten eben- 
falls in die hinteren Räume und verbar- 
rikadierten sich. Dort starrten sich 
angstverzerrte Gesichter an, es wurde 
geweint, richtige Todesangst wurde 
sichtbar. Den Schauspieler H.J. Frank 
vom Berliner Ensemble hatten die Nazis 
in eine Ecke gedrängt, schütteten ihn 
aber “nur” mit Tränengas zu. Als so alle 
Zeugen von der Bildfläche verschwun- 
den waren, glaubte der nachgemachte 


*Tagesordnungspunkt war unter anderem das Gedenken an den faschistischen 
Militärputsch der Generäle Sanjuro, Mola und Franco in Spanien vom 18.7.1936. 
Dieser wurde durch die militärische Intervention von Hitlerdeutschland mit der 
6.000 Mann starken “Legion Condor” ermöglicht. Die Legion Condor bombardier- 
te im spanischen Bürgerkrieg 1936 bis 1939 unter anderen die Städte Bilbao, Dar- 
ango und Madrid und zerstörte im April 1937 die Stadt Guernica vollständig. 
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Wieder Überfall auf den "Laden" € 


An diesem Wochenende sollte gejazzt werden Im Jugendklub "L»- 
den" im WK Ve. Aber am Samstag um kurz nach zwanzig Uhr war 
alles vorbel, Eine Horde gewalttätiger Jugendlicher drang in den 
Klub In der Hufelandstraße ein und schlug alles kurz und klein, was 
Ihnen In die Quere kam. Die Gäste konnten sich glücklicherweise In 
einen Nebenraum retten. So gab es wenigstens keine Verletzten wie 
beim Überfall vor zwei Wochen. 

Die drei Fotos zeigenein paarkläg- wahren Ausmaß des Überfalls und 
liche Reste des nur zwei,dreiMinu- dem Schrecken, der den Anwesen- 
ten dauemden Überfalls. Vom den in den Gliedem steckt, können 

ee sic kaum efwas =} 

; vermitteln. j u $: . ee EEE PR: -;-; 

Klubchef Uwe anstaltung in seinem Klub nur den uns her." :So erringt die Gewalt 
Proksch schüt- Kopf: "Mit wem sollen wir denn einen Sieg nach dem anderen - und 
telt auf die Fra- noch was veranstalten? Vorläu- wir schauen zu. (Vergleiche auch 
ge nach der fig machen wir gar nichts mehr, Kommentar auf Seite 2 dieser 
nächsien Ver- es traut sich ja keiner mehr zu Ausgabe), FT, 


Die Kasse wurde 
auch geplündert: 
Mehrere hundert 
Mark ließen die 
Chaoten mitgehen. 


ii 
u 
ti 
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Alles, was nicht niet- 
und nagelfest war, 
wurde Opfer der 
Zerstörungswut. 


Rip 
1 
Hi 
i 
{ 


Der Überfall auf den "Laden" in der Hoyerswerdaer Presse, "Lausitzer Rundschau" 
und "Hoyerswerdaer Dienstagsblatt" 


SA-Trupp Narrenfreiheit zu haben: Sie de durch den Raum, zerschlugen Schei- 
zerstörten wahllos die Galerie- und Bil- ben und traten Türen ein. Sie brachen 
derrahmen, Requisiten, Tische, Stühle die Registrierkasse auf und nahmen 
und den Barspiegel, warfen Gegenstän- deren Inhalt mit. Hinsichtlich der 
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Getränke ließen sie es bei der “Beschla- 
gnahme” von zwei Kästen Bier bewen- 
den. Es entstand ein Schaden von 5.000 
Mark. Nach knapp zwei Minuten war 
der braune Spuk vorbei. 

Die sofort verständigte Polizei 
war aufgrund eines Verkehrsunfalls ver- 
hindert. Ein Mann vom örtlichen Wach- 
und Schließdienst, der den Vorfall über 
Polizeifunk erfahren hatte, traf ziemlich 
schnell ein. Gegen 21 Uhr kamen zwei 
Kriminalbeamte, um den Tathergang 
aufzunehmen. Wenig später kam erneut 
eine Gruppe von ca. sieben Rechtsextre- 
men, die sich als Berliner und Orts- 
ansässige “vorstellten” und nach Auto- 
nomen und Klubmitgliedern fragten. 
Die anwesenden Kriminalbeamten 
machten sich daraufhin mit der Ausre- 
de, sie müßten jetzt reinfahren und die 
Protokolle aufnehmen, schnell aus dem 
Staub. Ein hinterlassener Ermittlungs- 
beamter, der blieb, um Fotos zu 
machen, wurde von den angetrunkenen 
Neonazis gewaltsam daran gehindert. 
Auch er nahm daraufhin seinen Koffer 
und ging. Dann gingen die Rechten auf 
Afrikaner in der noch anwesenden 
Gruppe los. Es kam zu einem Wortge- 
plänkel mit Klubbesuchern und weitere 
Scheiben wurden eingeschlagen. 

Schließlich traf dann doch ein 
Barkas mit dem angeforderten Einsatz- 
kommando aus Bautzen ein. Dieses 
nahm wie immer die Verfolgung erfolg- 
los auf, obwohl das Gröhlen der doit- 
schen Männer bis in die frühen Morgen- 
stunden (3.00 Uhr) des 17.11. zwischen 
den graublassen Betonmauern des 
Stadtzentrums nicht verhallen wollte. In 
zwölf anderen Einrichtungen (Schulen, 
Kindergärten) gingen in dieser Nacht 
ebenfalls Fensterscheiben zu Bruch. 
Tags zuvor war sogar der “Bauhof” von 
der braunen Horde heimgesucht wor- 
den. Als Anlaß wurde die fristlose Ent- 
lassung eines ihrer “Kameraden” 
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genutzt, der eines Morgens in SS-Uni- 
form seinen Arbeitsplatz betrat. Mit 
einem telefonischen Hinweis, man brau- 
che nach dem Überfall erst gar nicht 
aufzuräumen, da sie nächste Nacht wie- 
der vorbeikommen würden, rundeten 
die Faschisten ihren Racheakt ab. Die 
Täter wurden allerdings, wie später zu 
erfahren war, von der Polizei aus dem 
Personenzug Hoyerswerda-Görlitz her- 
ausgeholt, vermutlich wegen neuer 
heroischer Zerstörungstaten. 


Schlußfolgerungen, Tendenzen 


Die Folgen dieser jüngsten Ereignisse 
sind für Hoyerswerda unabsehbar. Die 
Stadtverwaltung hat gerade einmal Straf- 
anzeige gegen Unbekannt erhoben, sich 
aber nicht zur weiteren Existenz des 
Jugendclubs “Laden” geäußert. Dringend 
notwendige Maßnahmen wie elektrische 
Türschließanlage, Alarmanlage, Metall- 
jalousien zum Fensterschutz, Direktlei- 
tung zur Polizei lehnte unter anderem der 
für Kultur und Soziales zuständige kon- 
servative Dezernent Martin Schmidt ab. 
Privat gab er zu, daß ihm dieser Jugen- 
dclub schon immer ein Dorn im Auge 
war. Um die Probleme in den Griff zu 
bekommen, richtete der aus dem Westen 
importierte Bürgermeister Armin Arendt 
ein unabhängiges Jugendreferat ein. Es 
sollte eine Menge Geld zur Schaffung 
einer Jugend- und Sozialarbeit fließen. 
Aber die Angelegenheit ist ins Stocken 
gekommen, und das Jugendreferat ist 
mittlerweile auch wieder unter Schmidts 
Fittiche geraten. Die Mitarbeiter müssen 
jeden Morgen um 7 Uhr Rapport bei 
Schmidt leisten. 

Was einige FDJ-Funktionäre 
jahrelang ohne Erfolg versucht hatten, 
vollbringen nun die neuen SA-Schläger- 
trupps: die alternative Jugendkultur der 
Stadt auszulöschen. Die hoffentlich nur 
vorläufige Schließung einer von vier 
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Jugendeinrichtungen in einer Stadt, inder pia” im WK VI und im “Lade” 

10.000 Jugendliche leben, wird weitere der Berg- und Bersiabäihr Be 

is nn = nn. wer- dete sich eine Antifa-Gruppe, von der 
en Künstler und solche, die es werden einige Mitglieder ' t 

wollen, diese Stadt zu meiden wissen. e s schon die ersten Mord- 

Aktionswochen, wie sie parallel zu den 


weltweit bekannt gewordenen Angrif- 

fen auf die Hoyerswerdaer Asylanten- FOR TEeLENNE 

heime Ende September mit Künstlern Fahrräder 
aus Berlin-Kreuzberg und Kiel unter 

dem Namen “BETON-UNG” gestaltet aus Holland und 
wurden, werden wohl für immer der von anderswo im 
Vergangenheit angehören. Leute aus Prenzlauer Berg, 
der alternativen Kulturszene, die noch Lettestraße 


nicht gegangen sind, sind im Begriff 
abzuwandern oder verfallen in eine ver- 
ständliche Lethargie. Die geistige Ver- 
armung der Stadt wird wieder dem 
wachsenden Faschismus und Rassis- 
mus Vorschub leisten. 

Es fehlt aber nicht an Versu- 
chen zum Widerstand. Neben den in 
der Öffentlichkeit ausgetragenen Foren 
mit Rechtsradikalen, Kommunalpoliti- 
kern, Polizei sowie StadtbürgerInnen 
im ehemaligen Kulturbundclub “Olym- 
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drohungen erhalten haben. Am Mittwoch, 
dem 29. November, kam es auf Anregung 
eines SPD-Stadtverordneten im Jugen- 
dclubhaus zur Gründung der Bürgerinitia- 
tive “Dem Haß keine Chance”. Gekom- 
men waren gerade mal 25 Erwachsene 
und ca. 30 jugendliche Antifas. Vorläufi- 
ges- Ergebnis dieser Initiative: eine 
geplante Lichterkette quer durch die Stadt 
am Samstag, dem 21. Dezember. 

In der letzten Novemberwoche 
wurde in Hoyerswerda ein ständiges Ein- 
satzkommando der Polizei mit einer 
erweiterten Infrastruktur stationiert. Eine 
ihrer ersten großen Bewährungsproben 
war das Auffliegen eines Antifa-Forums 
im PDS-Jugendclub “Linksabbieger” am 
4. Dezember. Im Rahmen eines vermut- 
lich geschickt ausgeklügelten Plans der 
Faschos rief ein Bürger wegen Ruhe- 
störung im Haus der Institutionen an (in 
dessen Keller sich der “Linksabbieger” 
befindet). Tatsächlich tummelten sich um 
das Haus 4 bis 5 von den Nazis vorge- 
schickte und bewaffnete Jungfaschos. 
Beim Anrollen der Polizei “flüchteten” 
diese in den Club. Dadurch wurden bei 
der von 20 Polizisten durchgeführten 
Durchsuchung aller Anwesenden neben 
Reizgas und Kampfhölzern auch Waffen 
festgestellt - das gefundene Fressen für 
die ehemals linien- und parteitreuen Mit- 
arbeiter der nunmehr “freien” bürgerli- 
chen Presse und für den Polizeibericht. 


ao Klar, nur wer Lust hat, sich vorzustellen, 


wie ausgewiesene Antinazis oder auch 
nur normale Jugendliche durch bestimm- 
te Stadtgegenden von Hoyerswerda 
schleichen müssen, wird ahnen können, 
warum sie auf die Idee kommen, sich zu 
bewaffnen. 

Mitarbeiter einer westdeutschen 
Zeitung hatten schon zuvor von dem 
selbsternannten Führer der Hoyerswerda- 
er Naziszene, Jan Börner, den Tip bekom- 
men, sich an jenem Antifa-Forum zu 
beteiligen. Börner ist als ein im Gegensatz 
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zu seinen Anhängern kluger Mann und 
brillianter Redner eine besonders emnstzu- 
nehmende Gefahr. Er wird zur Zeit von 
dem harten Kern der Neonazis als Führer 
akzeptiert. Noch im Sommer dieses Jah- 
res hielt er intensive Kontakte zur “Natio- 
nalen Alternative” in Ostberlin. Sein Gar- 
ten, in dem er wahrscheinlich ein Waffen- 
depot, mindestens aber einen Schießplatz 
unterhielt, war Ausgangspunkt von Über- 
fällen auf das besetzte Haus in der Sprem- 
berger Straße 4, das mittlerweile aufgege- 
ben wurde, bzw. den Angriffen militanter 
Rechtsradikaler am 1. Mai vorigen Jahres 
auf mocambiquanische und vietnamesi- 
sche Arbeiter auf dem Rummelplatz und 
sodann auf das Wohnheim der Afrikaner 
in der Schweitzerstraße. Börners Mittels- 
mann, Karsten Gensch, bezeichnete 
schon damals gegenüber einem “Zitty”- 
Reporter das “Negerklatschen” als Volks- 
sport! In öffentlichen Aufritten (Forum, 
außerordentliche Stadtverordnetenver- 
sammlung) bekannte sich Bömer - als 
Sprachrohr des Mobs - stolz dazu, daß 
Hoyerswerda “die erste von Ausländern 
freigekämpfte Stadt Deutschlands” sei. 
Dabei ließ er es sich nicht nehmen, die 
hier stattfindenden Pogrome zu verniedli- 
chen. 

Angesichts der finsteren Ent- 
wicklung in den letzten Tagen ist es nicht 
unabsehbar, daß sich Hoyerswerda zum 
zweiten Mal in ein Mekka von Faschisten 
und Rassisten verwandeln wird, späte- 
stens wenn im Januar 1992 die Stadt 
neuen Asylbewerbern eine sichere Her- 
berge gewähren muß, auch wenn als Aus- 
gleich eine der anliegenden Gemeinden 
(z.B. Zeißholz) angedacht ist. Zum Vor- 
beugen kann es schon wieder zu spät sein 
die HOYSCHRECKE .g 
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Aus Kreisen von StudentInnen der Humboldt-Universität ging uns 


folgender Artikel zu: 


Unsern Heiner nimmt uns keiner? 


Ist die Wende an der Humboldt-Univer- 
sität vorbeigegangen? Diese Frage stellt 
sich mancher, der das Vergnügen hat,. 
jetzt endlich studieren zu dürfen. Denn: 
die alten Dozenten und Profs sind noch 
da. Für die damals nicht als bildungs- 
würdig Befundenen eine merkwürdige 


Situation. 

Fink ließ sich 
anläßlich seiner Enttar- 
nung feiern. Dröhnender 
Beifall kam von den Stu- 
denten, nachdem er seinen 
Lebensweg schilderte. 
Denn für die, die es immer 
noch nicht kapiert haben: 
Die Stasi gehörte zur DDR 
so wie Fink zur CFK. Als 
guter Bürger der DDR, 
und der sollte man ja nun 
doch gewesen ‚sein, wenn 
schon nicht Funktionär 
oder Hauptamtlicher, war 
das doch selbstverständ- 
lich. Mal ein Bericht über 
die Synode (oder über ein- 
zelne Synodale)*, mal ein 
paar Worte über die Sekti- 
on Theologie (oder auch 
über einzelne Studenten), 
gelegentlich Informatio- 
nen über unsere ausländi- 
schen Besucher und die 
Arbeitsgruppe Homose- 
xualität. Von irgendwem 
mußte ja die Stasi ihr Wis- 
sen bekommen. 

Natürlich steht 
die Stasi-Mitarbeit in kei- 
ner Beziehung zur Tätig- 
keit am Runden Tisch, in 
der Untersuchungskom- 
mission, zur jetzigen Posi- 
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tion als Rektor und der versäumten 
Selbsterneuerung der Uni. Und außer- 
dem hat sich bei Magnifizenz** Fink 
alias “Heiner” schließlich noch kein 
Opfer gemeldet - wenn das kein Beweis 
für seine Unschuld ist! Und in den Saal 
von Sympathisanten hinein trumpft er 
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auf: “Wer durch mich geschädigt 
wurde, stehe auf.” Das ist natürlich 
besonders pfiffig, denn die durch ihn 
Geschädigten konnten eben nicht weiter 
studieren und hätte sich doch einer in 
diese Versammlung verirrt, stand durch- 
aus die Frage, ob ihn die begeisterten 
Anhänger zerrissen hätten. 

So viele Sympathisanten wie 
jetzt hatte die Stasi an der Humboldt- 
Uni wahrscheinlich in der ganzen Zeit 


vorher noch nicht. Die Kaderschmiede 
wurde zur Nische für die von einer Iden- 
titätskrise bedrohten Margot-Kinder. 
Der liebenswürdige, sympathische Rek- 
tor Fink ist ihr Idol. 

Um ihr ICH zu erhalten, brau- 
chen sie diesen Rektor. So weiter zu 
leben in einer Scheinwelt mit der Identi- 
fikationsfigur als Führer, ist leichter, als 
sich selbst zu verändern. 

Deshalb: “Unsern Heiner nimmt uns 
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keiner” 

Zwar liegen die Stu- 
dis damit nicht gerade auf 
der neuesten Welle, aber 
besonders helle und aufge- 
klärt waren sie ja noch nie. 

Unrecht haben sie ja 


“ nicht mit ihren Zweifeln, 


ob denn wirklich alles ech- 
tes Gold ist, was da glänzt, 
ob denn wirklich alles so 
demokratisch ist, was sich 
so nennt, ob denn der Fort- 
schritt und das Glück 
anbrechen, wenn sich etwas 
wendet. 

Der Zeitpunkt war 
günstig für die Enttarnung, 
und jeder Wissenschaftsse- 
nator, der dies nicht ausnut- 
zen würde, wäre für sein 
Amt nicht tauglich. Es ist 
schon ein Problem, wenn 
die ML-Dozenten sich nach 
und nach wieder einklagen 
und man sie weder mit 
rechtlichen noch mit politi- 
schen Mitteln, z.B. der 
Abwicklung, los wird. 
Vielleicht sollten wir dem 
Wissenschaftssenator 
dankbar sein, denn die Uni- 
versität hat sich als unfähig 
zu einer Erneuerung von 
innen erwiesen. 

Das Finksche Kon- 
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zept sah eine Erneuerung mit den vor- 
handenen Menschen vor. Nur in Aus- 
nahmefällen, etwa um nach außen hin 
zu zeigen, daß sich ja doch etwas ändert, 
sollten ein paar Bauernopfer gebracht 
werden. 

Wieviel oder besser wiewenig 
Mitarbeiter der Humboldt-Universität 
sind gegangen? Vermutlich sind es 
mehr, die freiwillig ihren Arbeitsplatz 
gewechselt haben, weil sie woanders 
bessere Bedingungen vorfinden. Ver- 
schwindend gering dürfte dagegen die 
Zahl derer sein, die entlassen wurden, 
weil sie fachlich inkompetent sind 
und/oder ihre Karriere mit Hilfe der 
SED und der Stasi auf Kosten der nicht 
so opportunistischen Wissenschaftler 
gemacht haben. (Die Zulassungs- und 
Aufstiegswege der Intellegenz der DDR 
sind wohl allgemein bekannt. Wer was 
werden wollte, mußte zwangsläufig 
viele Kompromisse eingehen. Und es 
war sicher unmöglich, sich auf einem 
verantwortungsvollen Posten nicht die 
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Hände schmutzig zu machen.) 

Inzwischen verkündet Sven 
Vollrath, der Multifunktionär des Stu- 
dentenrats, daß mit der Zeit eine Selbst- 
reinigung stattfinden wird - es gäbe z.B. 
Menschen, die schauen zurück auf ihr 
Leben und mit Schaudern treten sie 
zurück von ihren Amtern und von ihren 
beruflichen Stellungen, nur man sollte 
ihnen noch etwas Zeit lassen. Also ein 
Verfechter der allseits bekannten biolo- 
gischen Lösung. 

In welche Ecke man auch 
schaut in der Uni - überall stinkt‘s. Im 
Keller modern Akten vor sich hin, zum 
Teil schon vorvernichtet. In der ersten 
Etage sitzen der alte Direktor für Studi- 
enangelegenheiten Paul Müller und der 
Spezialist für Disziplinarverfahren 
Nähring und noch weitere erfahrene 
Mitarbeiter wie Herr Maetzing und Frau 
Nürck, die sichtlich nicht besonders gut 
studentische Probleme verstehen: kön- 
nen und auch die Neuerungen nicht 
mehr so richtig begreifen, da sie einfach 
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zu alt sind. 

Im Rektoratsbereich arbeiten 
die alten Sekretäre und Sekretärinnen, 
z.B. die Sekretärin vom ehemaligen Pro- 
rektorat für Gesellschaftswissenschaf- 
ten, Karohl. Und die Personalabteilung. 
Aus sozialen Gründen wollte man sich 
nicht trennen von den bewährten Mitar- 
beitern für Kaderangelegenheiten. Und 
die Rechtsstelle - nun da sitzt auch ein 
bewährter DDR-Kader: Frau Mollnau 
führte damals Disziplinarverfahren 
gegen “arbeitsscheue, unordentliche” 
Mitarbeiter durch, heute kündigt sie, 
wenn's schon mal sein muß so, daß die 
Leute sich ohne viel Aufwand wieder 
einklagen können. Selbst einige GibE's 
und hochrangige Stasimitarbeiter, die 
draußen nix besseres fanden, hatten vor 
den Gerichten keine Probleme, mit dem 
Nachweis von Formfehlern oder arbeits- 
rechtlichen Fehlern einen Prozeß zu 
gewinnen. 

Und was finden wir da noch so 
alles? Die Sektion Rechtswissenschaf- 
ten, Kriminalistik sowie das erstaunliche 


Komprimat des früheren Bereichs 
Historischer Materialismus der Sektion 
Philosophie, der Sektionen Marxismus- 
Leninismus und der marxistisch-lenini- 
stischen Soziologie, heute genannt 
Fachbereich Sozialwissenschaften. Mit 
solchen bewährten Kadern wie Dieter 
Klein (ehemaliger Prorektor für Gesell- 
schaftswissenschaften), den Gebrüdern 
Brie, dem einzigen in Deutschland noch 
amtierenden Professor für wissenschaft- 
lichen Kommunismus, Dieter Segert, 
dem früheren Chefsekretär des letzten 
Rektors, Fleischhacker, der Studien- 
fachberaterin Buhtz, die vorher auf 
“besondere Vorkommnisse” in der Uni 
spezialisiert war. Und nicht zu verges- 
sen den zwischen Studentenrat, Rechts- 
abteilung, Personalabteilung und ehe- 
maligem Prorektor hin- und hergezoge- 
nen und alle verbindenden Erneuerer der 
Universität, Heiner Fink. 


* Erläuterung der Red. 
* Titel und Anrede für den Rektor an 
Universitäten; eigtl. Herrlichkeit, Hoheit 


Schmutzfinken und Schafshymnen 


Wie schön waren doch die Zeiten unter 
Honecker und Genossen, als der Sach- 
verhalt schnell und konkret mit ein oder 
zwei Sätzen umschrieben werden konn- 
te: “Die Wirtschaft ist bankrott”; “Die 
Wahlen sind gefälscht”, “Das Politbüro 
ist vergreist” und dergleichen mehr. 
Heutzutage sind die Dinge sehr kompli- 
ziert geworden und es verlangt ein 
ganzes Stück Erinnerung und Nachden- 
ken, um ein gesellschaftliches Phäno- 
men ausreichend zu beschreiben. In sol- 
chen Zeiten wächst die Zahl derer, die 
sich nach einfachen Formeln sehnen. 
Und nicht nur in einer marktwirtschaft- 
lichen Ordnung gibt es zahlreiche Inter- 
essenten, die diese Sehnsucht stillen 
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wollen. 

Die derzeitige Situation erin- 
nert mich lebhaft an Szenen aus Orwells 
“Farm der Tiere”. Nach der gemeinsam 
durchgeführten Revolution gegen die 
Menschen trat nicht die gewünschte 
Harmonie ein, sondern neue Herr- 
schaftscliquen rivalisierten um die 
Macht. Natürlich war das Schwein 
Napoleon gern bereit, die Sehnsucht der 
Schafe nach einleuchtenden Formeln zu 
"bedienen und gemeinsam übten sie die 
Hymne ein: “Vierbeiner gut, Zweibei- 
ner schlecht!” Und wann immer eine 
Situation gemeinsames und intensives 
Nachdenken verlangt hätte, sorgte der 
Chorus der Schafe dafür, daß ein Pro- 


blembewußtsein nicht zustande kam 
und die Entscheidung im Geiste eines 
der Demagogen erfolgte. 

Auch mir geht es so, daß ich 
alles, was sich um den Komplex Stasi 
dreht, langsam nicht mehr hören kann. 
Das hat aber nichts damit zu tun, daß 
diese Maffia kein Problem mehr ist. 
Wovon mir schlecht wird, das ist die 
Scheinheiligkeit, mit der unsere neuen 
Herren das Thema im Sinne der Ver- 
nichtung der restlichen Identitäten der 
Bevölkerung benutzen, und von einer 
erwiesenen Verflechtung nicht nur der 
Geheimdienste der beiden deutschen 
Staaten abzulenken verstehen. Das pas- 
sende Pendant zu dieser Propaganda ist 


Pressemitteilung/Aufruf 


Vierzig Jahre regierte die SED durch Ausübung und Androhung von Gewalt. Nun 
wird der Schriftsteller Jürgen Fuchs neben anderen perfiden Schikanen mit Mord 
bedroht, weil er Stasi-Hintergründe aufdeckt und Täter öffentlich zur Ehrlichkeit 
auffordert. 

Die Unterzeichner, selbst Opfer von Stasi-Taten wie “Feindbearbeitung” 
in “Operativen Vorgängen, Gefängnis und Ausbürgerung, sagen den potentiellen 
Mördern: 

Ihre Gewalt wird Sie ebensowenig retten, wie Mauer und Todesschüsse 
Ihr Regime gerettet haben. Kehren Sie um, versuchen Sie “in der Wahrheit zu 
leben” (Vaclav Havel) - dann erst wird Verzeihen möglich werden. Wir als Betrof- 
fene werden alles versuchen, um die Wahrheit über SED und MfS aufzudecken. 
Wir stehen gegen das Erbe der Gewalt, gegen wen auch immer sie sich heute in 
Deutschland richtet: Anders-Denkende, Anders-Aussehende oder Ausländer. 


gezeichnet: 

Thomas Auerbach, Michael Blumenhagen, Klaus-Dieter Boost, Jürgen Breitbarth, 
Maria und Wolfgang Diete, Tina Ebert, Petra Falkenberg, Anton Jochen Friedel, 
Manfred Hildebrand, Waldemar Holtorff, Roland Jan, Monika Keilich, Christine 
und Reinhard Klingenberg, Regina Klokemann, Jutta Kruse, Lutz und Petra Leib- 
ner, Gotthard und Uta Lemke, Doris Liebermann, Detlev Pump, Katrin und Tho- 
mas Radermacher, Lutz und Bettina Rathenow, Christine und Siegfried Reiprich, 
Peter Rösch, Eve und Frank Rub, Baldur und Renate Rudat, Burghardt und Ingrid 
Schmidt, Eberhardt Stein, Dieter und Dorothea Strekies, Heiner Studt, Bodo Stur- 
hahn, Christine Sturhahn, Sabine Weins, Olaf Weißbach, Uwe Dähn, Wolfgang 
Rüddenklau, Gerold Hildebrand, Henry Leide, Dirk Moldt, Kerstin Gierke, Frank 
Ebert, Steffen Drenger 
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die Behauptung aus interessierten Krei- 
sen der Altfunktionäre des letzten Regi- 
mes, bevor die westlichen Besatzer in 
unser schönes Land eingedrungen seien, 
sei alles trefflich und bestens gewesen. 

Die einen brüllen 
“Stası,Stasi!”, die anderen brüllen 
“Eroberer, Eroberer!”. Der Chorus der 
Schafe fällt in die eine oder die andere 
Parole ein und es ist unmöglich, das 
eigene Wort zu verstehen. 

Ob der Rektor der Humboldt- 
Universtät, Fink, wirklich und bewußt 
Inoffizieller Mitarbeiter der Staatssi- 
cherheit war, weiß ich auch nicht. Mir 
ist zwar bekannt, daß er führendes Mit- 
glied der im Stasiauftrag aktiven 
“Christlichen Friedenskonferenz” 
(CFK) war, daß er in den “Weißenseer 
Blättern” schrieb, einer im Sinne der 
Staatssicherheit arbeitenden Zeitung, 
die wüst gegen die unabhängige Frie- 
densbewegung der DDR hetzte. Mir ist 
bekannt, daß sich in seiner Ara als Aus- 
bildungsdirektor der theologischen 
Fakultät das allgemeine Klima zuse- 
hends verschärfte und die Zahl der Dis- 
ziplinarverfahren wuchs. Das muß aber 
alles, da hat Fink recht, nicht an ihm 
gelegen haben. Er leugnet ja nicht, in 
jenen Positionen gearbeitet und demzu- 
folge entsprechende Instruktionen sei- 
ner Oberen befolgt zu haben, er behaup- 
tet aber, daß er sich den Umständen 
gemäß anständig verhalten hat. Und es 
ist in jedem Fall wahr, daß er sich stark 
für die Anerkennung der kirchlichen 
Homosexuellengruppen und insbeson- 
dere auch für homosexuelle Theologie- 
studenten eingesetzt hat. 

Das erinnert mich an eine 
Geschichte, die ich über das Schicksal 
der Ulbrichtschen Justizministerin 
Hilde Benjamin, der “Roten Hilde” 
hörte. Meinem Informanten zufolge war 
sie in den zwanziger Jahren eine kleine 
Anwältin, die bevorzugt für kleine 
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Leute und Kommunisten arbeitete. In 
der Nacht des Reichstagsbrandes floh 
sie in die sowjetische Botschaft und 
wurde dann in die Sowjetunion ausge- 
flogen. Wie sie an die Gruppe Ulbricht 
geriet, ist nicht bekannt. Jedenfalls hielt 
Walter Ulbricht sie für ein nützliches 
Werkzeug und setzte sie nach der Rück- 
kehr nach Deutschland als Vizepräsi- 
dentin des Obersten Gerichts ein. Die 
“arme” Hilde Benjamin, die “viel lieber 
wieder eine kleine Anwältin geworden 
wäre”, fügte sich in das neue Amt so 
gut, daß sie mit ihren hysterischen 
Reden während der stalinistischen 
Schauprozesse als DDR-Nachfolgerin 
des obersten Nazirichters Freisler galt. 
Nach dem 17. Juni wurde sie gar von 
Ulbricht zur Justizministerin gemacht 
und “mußte” unter anderem ihren Vor- 
gänger, Max Fechner, verhaften und 
einen Prozeß gegen ihn führen. Allein 
hinsichtlich der Verfolgung der Auf- 
ständischen des 17. Juni wurden in 
westlichen Archiven 1.400 Verurteilun- 
gen, darunter 3 Todesurteile, unter ihrer 
Verantwortung registriert. Wie hoch die 
Dunkelziffer ist, kann bis heute nie- 
mand einschätzen. Die letzten der zu 
Freiheitsstrafen Verurteilten Teilneh- 
mer am Aufstand des 17. Juni 1953 sind 
1964 entlassen worden (Fricke 1984). 
Darüber hinaus war Hilde Benjamin die 
Vordenkerin des politischen Strafrechts 
der DDR. Auf ihren Einfluß und ihre 
Arbeiten gehen die “Reformen” des 
StGB zurück, die zu den bekannten 
Ergebnissen führten. Das alles habe sie, 
so mein Gewährsmann, als schlimme 
Zumutung empfunden. 

Besonders traurig aber war die 
Rote Hilde darüber, daß die DDR den 
Homosexuellenparagraphen der Nazis 
übernommen hatte und sie Menschen 
mit Gefängnisstrafen belegen mußte, 
die ebenso wie ihr eigener Sohn nichts 
anderes getan hatten, als homosexuell 


[? 


zu sein. Ein Trost war es daher, daß sie 
maßgeblich dazu beitragen konnte, daß 
1968 der Homosexuellenparagraph in 
der DDR fiel. 

Die Rote Hilde sieht sich, 
ebenso wie Fink, als Opfer der Verhält- 
nisse, glaubt aber einige kleine Verdien- 
ste zu haben und sich den Umständen 
gemäß anständig verhalten zu haben. 
Ob ihr das abzunehmen ist, bleibt eine 
ganz andere Frage. In gewisser Weise 
ist jeder Opfer und Täter zugleich, das 
ist wahr, es kommt aber eben auf die 
Anteile an. Nach dem Ende jeden bishe- 
rigen Regimes kamen dessen Mitläufer 
mit derartigen Behauptungen, wenn sie 
nicht gar in “innerer Emigration” gewe- 
sen waren. ’ 

Und wenn ich mir die Auße- 
rungen von Fink zu seiner Tätigkeit als 
Inoffizieller Mitarbeiter anhöre, so kann 
ich mich sehr gut an die analoge Situati- 
on im Fall Wolfgang Schnur, Ibrahim 
Böhme und Lothar de Maiziere erinnern 
- ganz abgesehen von ganz privaten 
Erfahrungen mit den Inoffiziellen Mit- 
arbeitern, die auf uns angesetzt waren. 
Alle leugneten sie bis zum Schluß Stein 
und Bein, warteten schließlich mit einer 
ganz neuen Version auf und wurden 
dann plötzlich über Nacht krank und 
waren nie mehr gesehen. 

Natürlich hat eine gewisse 
Entwicklung stattgefunden. Im Zuge der 
allgemeinen Müdigkeit der Öffentlich- 
keit gegenüber dem Stasi-Thema, gibt 
es seit den Fällen Gottfried Gartenschlä- 
ger, Sascha Anderson und Dirk Schnei- 
der eine neue Verhaltensvariante, die 
ich mal “den zerstreuten IM” nennen 
möchte. Man behauptet, man habe sich 
zwar mit irgendwelchen Herren unter- 
halten, aber nie darauf geachtet, mit 
wem man gesprochen habe und was 
man gesagt hat. Falls man Geld erhalten 
habe, habe es sich nur um “periphäre 
Beträge” gehandelt. Im übrigen stehe 
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man natürlich hinter dem, was man 
getan habe und würde es noch einmal 
tun. Und wer sie jetzt angreife, der stehe 
in einer Front mit den Herrschenden, die 
die ehemalige DDR in den Griff zu 
bekommen versuchten. 


Das Schlimme ist ja wirklich, 


daß wir nicht aus der geruhsamen Rolle 
des Betrachtenden Urteile fällen kön- 
nen, sondern daß die Geschichte weiter- 
geht, mit neuen Herrschenden, neuer 
Schuld und neuem Verrat. Und so wäre 
die moralische Beurteilung des Men- 
schen Fink auch von dem abhängig, was 
er nach 1989 für die Humboldt-Univer- 
sität getan hat. Und es wird behauptet, 
daß er der erste Rektor der Humboldt- 
Universität war, der sich hinter seine 
Studenten stellte. Das hat ihm eine solch 
schwärmerische Zuneigung der Mehr- 
heit der Studenten eingetragen, daß er 
selbst manchmal peinlich berührt 
scheint - beipielsweise nach fünfminüti- 
gen Ovationen wie auf einem SED-Par- 
teitag. Aber diese Studenten sind eben 
zum großen Teil die nach dem bekann- 
ten Prinzip der geistigen Mattheit aus 
dem Schulsystem ausgefilterten Nach- 
wuchskader der Partei. Mit diesen Leu- 
ten war nie viel los und nach einigen 
Wendewundern war es ab 1990 auch 
nur noch eine winzige unermüdliche 
Minderheit, die die für eine deutsche 
Universität einmalig demokratische 
Institution Studentenrat aufrechterhielt. 
Es ist eben der Unwille und die 
Unfähigkeit, sich selbst zu vertreten, die 
Fink für die Studenten zum Symbol und 
Idol ihrer Identität werden ließ. 

Es wird andererseits zu Recht 
gesagt, Fink habe durch Verzögerung 
oder Sabotierung der Abwicklung der 
Stasi-Bereiche der Universität (Krimi- 
nalistik und Sozialtherapie) die Chance 
zur “Selbstreinigung” der Humboldt- 
Universität vertan und dadurch dem 
Senat den Vorwand gegeben, in die 


telegraph 12/91 


Humboldt-Universität hineinzuregieren. 
Nicht zuletzt durch Berufung auf die 
vermeintliche Tätigkeit von Fink selbst 
als Inoffizieller Mitarbeiter. 

Natürlich ist der Anspruch der 
Saubermänner des Senats eine widerli- 
che Anmaßung, bloßes Mittel zum 
Zweck. Natürlich ist die Gauck-Behör- 
de nicht ausschließlich rechtsstaatliche 
Anstalt zur Aufklärung der Stasi-Ver- 
brechen, sondern sehr wesentlich ein 
Instrument des Innenministeriums. 
Natürlich ist es kein Zufall, daß gerade 
jetzt, vor den anstehenden Neuwahlen, 
der Rektor der Humboldt-Universität 
der Stasi-Tätigkeit beschuldigt wird und 
nicht vorher oder nachher. Lothar de 
Maiziere, der Inoffizielle Mitarbeiter 
Czerny, war williger Erfüllungsgehilfe 
der Bundesregierung bei der wider- 
standslosen Eingliederung der DDR und 
wurde bis zum Schluß gedeckt. Aber 
ebenso wie die widerstandslose Erge- 
bung von de Maziere unter das Diktat 
des Bundeskanzlers mit seiner Vorge- 
schichte zusammenhängt, ist auch Ver- 
dienst und Versagen von Fink nicht 
ohne sein Vorleben zu denken. Und 
mindestens bleibt das eine zu sagen: 
Herr Fink hätte es im Herbst 1989 bei 
seiner mehr oder weniger glaubwürdi- 
gen privaten moralischen Wende belas- 
sen sollen, statt seine fragwürdige Per- 
son wieder in die erste Reihe zu stellen 
und uns jetzt mit den Untiefen seiner 
Vergangenheit zu belasten. 

Ich bin für ein Bündnis mit all 
denen, die für eine Welt von Freien und 
Gleichen eintreten wollen. Ich weigere 
mich aber, die Altfunktionäre der SED 
und ihre Erfüllungsgehilfen als Bünd- 
nispartner zu akzeptieren. Und falls 
wirklich kein anderer Weg bleibt, 
möchte ich den Wortwechsel empfeh- 
len, den Victor Serge 1938 mit dem Sta- 
lin-Agenten Kriwitzky führte: 
Kriwitzky: “Ich riskiere von einem 


telegraph 12/91 


Augenblick zum anderen ermordet zu 
werden und Sie mißtrauen mir immer 
noch, nicht wahr”?” 
Serge:”Ja.” 
Kriwitzky: “Und wir wären bereit, für 
dieselbe Sache zu sterben, nicht wahr?” 
Serge: “Vielleicht, wir müßten aber erst 
einmal diese Sache genauer umreißen.” 
Aber da wir keineswegs in 
einer derartigen Notsituation leben, 
möchte ich endlich von ihnen in Ruhe 
gelassen werden, den abgehalfterten 
Funktionären des Regimes und ihren 
Dreigroschenjungs, den Finks, Ander- 
sons, Schneiders, Diestels, de Maiziers, 
Gartenschlägers, ihren Alibilegenden 
und wüsten Frechheiten. Dirk Schnei- 
der, ein Mann, der jahrelang systema- 
tisch, wissentlich und gegen Bezahlung 
die Kontakte westdeutscher Basisbewe- 
gungen zu unabhängigen DDR-Grup- 
pen sabotiert hat, behauptet beispiels- 
weise in einem Interview mit der 
“Prowo”: Nur diejenigen, die seinerzeit 
mit der DDR sympathisiert hätten, 
haben heute das moralische Recht, sie 
zu kritisieren. Und die Redaktion der 
“Prowo” äußert Verständnis gegenüber 
Schneider, der jetzt in seinem Prozeß 
wegen geheimdienstlicher Tätigkeit für 
die DDR unsere Solidarität brauche. 
Was soll man dazu noch 
sagen? Würde sich die “Prowo”-Redak- 
tion auch solidarisieren, wenn Dirk 
Schneider beispielsweise wegen Verge- 
waltigung vor Gericht stände? Aber er 
hat ja dergleichen nicht getan, er hat nur 
für Geld, für “periphäre Beträge”, seine 


Mitmenschen verraten. Mir wird übel. 
r.l. 
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Der kleine Krusche - der alten Klientel 
treugeblieben? 


Am 9. November 91 hielt Günter Kru- 
sche, Generalsuperintendent von Berlin 
die Fernsehpredigt “Das Wort zum 
Sonntag”. Er redete dabei einer undiffe- 
renzierten pauschalen “Versöhnung” 
mit den Psychoterroristen des Staatssi- 
cherheitsapparates das Wort, Opfer blie- 
ben unerwähnt. Wieder mal Verdrän- 
gung. Dies an einem Tag, der von den 
Deutschen auch gern verdrängt würde, 
da er mahnt an den Pogromterror der 
“Reichskristallnacht”. 

Krusches Herz schlägt für die 
Ökumene (Versuch zu einer Gemein- 
schaft der verschiedenen christlichen 
Glaubensbekenntnisse; d.Red.) - die 
Stelle des Generalsekretärs des Öku- 
menischen Weltkirchenrates, die Nach- 
folge von Emilio Castro, ist ab 1992 
vakant. Krusche überlegt, ob er dafür 
kandidiert. Seine theologische Ausle- 
gung des Begriffs Koinonia (Gemein- 
schaft; d.Red.): “Wir sind eins auf dem 
Wege, wir lassen unsere Unterschiede 
stehen, aber wir lassen sie nicht mehr 
trennend sein”. 

Krusche hat Erfahrung darin. 
Ökumene mit dem Staat, der Stasi - mit 
den Gruppen aber übte er diese nicht. 


Wir erinnern uns: 
Krusche brachte im November 1987 
nach dem Überfall der Stasi auf die Ost- 
berliner Umwelt-Bibliothek die Stasi- 
Ente von der Existenz zweier Offset- 
Druckmaschinen in die Diskussion 
beim ersten Fürbittgottesdienst für die 
inhaftierten UB-MitarbeiterInnen, ohne 
sich mit ihnen zu solidarisieren. 
"Ungeklärt ist für uns bis 
heute: 
- Woher bezog Generalsuperintendent 
Krusche die Informationen von zwei 
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Klein-Offsett-Maschinen? 

- Wie konnte er ohne Absprache mit 
Pfarrer Simon erklären, daß der 
“Grenzfall” in der Umwelt-Bibliothek 
gedruckt wurde?” (Dokumenta Zion 
Nov. 87) 


Kleine Plauderei aus den 
Akten der Staatssicherheit 


“In der Zeit von 20.00 bis 
22.00 Uhr fand in den Räumen 
der ESG, 1040 Berlin, Invali- 
denstr. 4 eine Veranstaltung 
unter dem Titel “Kirche für 
alle oder gibt es Grenzen?” 
statt. Generalsuperintendent 
Krusche hielt dazu vor ca. 100 
Besuchern einen positiv bewer- 
teten Vortrag. Die Grundaussa- 
ge beinhaltete, daß die Grenze 
der Kirche für alle das 
Bekenntnis zu Jesus Christus 
ist. Daraus folgt, wer sich 
nicht zu Christus bekennt, hat 
in der Kirche keine Heimstatt. 
In diesem Zusammenhang verwies 
er auf Künstler, Krawczyk wurde 
namentlich genannt, die nur 
negative Erfahrungen vermit- 
teln und keinen Bezug zur Kir- 
che ausdrücken und vertrat die 
Auffassung, daß die Kirche 
deren Auftreten nicht verant- 
worten kann. 

In der Diskussion wur- 
den Fragen zu den Vorgängen um 
die "“Umwelt-Bibliothek” 
gestellt. Krusche äußerte, daß 
die konstruktiv-kritische 
Zusammenarbeit zwischen Staat 
und Kirche trotzdem weiterge- 
hen muß und wird. Das Verhalten 
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der betroffenen Personen hat 
nach seiner Auffassung Auswir- 
kungen auf künftige, strengere 
Maßstäbe des Staates zur Durch- 
setzung der Veranstaltungsver- 
ordnung und der Genehmigung von 
Druckerzeugnissen. Auf eine 
entsprechende Frage legte Kru- 
sche dar, daß Leute, die mit 
Plakaten herumlaufen bzw. 
Mahnwachen halten, entspre- 
chend der Rechtslage mit 
Zuführungen rechnen müssen. 
Derartige staatliche Maßnahmen 
sind nach seiner Meinung keine 
Eingriffe in die Religions- 
freiheit.” (Tagesbericht Oberst 
Häbler, 26. November 87 “Aktion 
Falle”) 

“In Einschätzung des Gesprächs 
ist festzustellen, daß die 
Offensive des Bischofs zurück- 
gewiesen wurde (gemeint ist der 
Protest von Bischof Forck gegen 
die Festnahmen: “Noch vor 
Beginn erhob Forck in starker 


Erregung schärfsten Protest 
gegen die Festnahme des Stadt- 
jugendpfarrers Hülsemann und 
weiterer Personen am 25. 11. 
1987 an der Zionskirche.”), er 
aber nicht zur Klärung des 
Sachverhalts beitrug, da er 


ständig Vorbehalte 
Lediglich Dr. Krusche vertrat 
einen akzeptablen und kon- 
struktiven Standpunkt, der auf 
eine weitere positive Entwick- 
lung des Verhältnisses zwi- 
schen Staat und Kirche orien- 
tiert,” (Tagesbericht vom 27. 
November der BV Berlin Abt. XX über 
ein offizielles Gespräch zwischen Ver- 
tretern der Kirchenleitung und dem 
Staatssekretariat für Kirchenfragen und 
dem stellvertretenden Oberbürgermei- 
ster für Inneres Hoffmann) 


äußerte. 
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“Krusche gab den Anwesenden zu 
verstehen, daß die Kirchenlei- 
tung nun die Verantwortung für 
alles weitere ablehnt.” (Tages- 
bericht 29.11.87) (Als es in der Eliaskir- 
che um die Fortführung der Mahnwa- 
chen ging - die Inhaftierten hatte man 
zwar auf freien Fuß setzen müssen, aber 
die Kriminalisierungs-Ermittlungsver- 
fahren liefen noch munter weiter.) 
Kleiner Einschub aus dem Tagesbericht 
vom 30.11.91: 

“In der Diskussion äußerte 
Bischof Forck, daß die Kirchen- 
leitung mit den “Mahnwachen” 
und der erzielten Wirkung neue 
geistliche Erfahrungen gemacht 
habe... 

Weiterhin kündigte Stolpe an, 
daß er sich ab Freitag persön- 
lich in die “Mahnwachen” ein- 
reiht, wenn bis dahin die 
Ermittlungsverfahren nicht 
eingestellt sind. 
Mäßigend verhielt sich Rechts- 
anwalt Schnur*...Schnur beton- 
te in seinen Ausführungen, daß 
die Durchsuchung auf gesetzli- 
cher Grundlage erfolgt sei.” * 
(IM “Torsten”; Anm. d. Red.) 

“Schnur informierte weiter, 
daß am 2.12.1987 durch ihn und 
Generalsuperintendent Krusche 
in einem Gespräch mit dem 
zuständigen Staatsanwalt 
geklärt werden soll, ob die 
Ermittlungsverfahren einge- 
stellt werden. Durch Krusche 
wurden die Ausführungen 
Schnurs erhärtet. 

Sowohl Schnur als auch Krusche 
demonstrierten in ihren Aus- 
führungen Sachlichkeit und den 
willen, mäßigend zu wirken. 
Durch die Anwesenden wurde das 


Gesagte ohne mu bzw. 
Widerspruch zur enntnis 
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genommen. 

Eine nicht identifizierte Per- 
son, ca. 30 Jahre alt, langhaa- 
rig, teilte anschließend mit, 
daß in der Nacht Frau Frock (so 
in der Akte, d. Red.) gestorben 
ist.” (Häbler am 2. Dezember 87 zum 
Fürbittgottesdienst in Golgatha am 
1.12.87) 


* 


“Seelsorge” für diese, die Krusche ver- 
sprach, erfolgte nie. 

Als es im November 1988 um 
die Solidarisierung mit Schülern ging, 
die von einer Pankower Oberschule ver- 
wiesen wurden, würgte Krusche die 
Fürbittgottesdienste ab. 

Die Schüler hatten sich auf der 
Schulwandzeitung unter anderem gegen 


Ende Januar 1988 torpedierte Krusche 
das Kontakttelefon in der Erlöserge- 
meinde, indem er es kurzerhand in ein 
Seelsorgeberatungstelefon für Ausreise- 
antragsteller umfunktionierte. Massive 
Erwartungen der Antragsteller blockier- 
ten somit das Telefon. Aber selbst eine 
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Militärparaden und gegen diffamieren- 
de Darstellungen der Arbeiterproteste in 
Polen gewandt. Die Schule trägt übri- 
gens den Namen Karl von Ossietzkys. 
“Gleichgültigkeit ermöglichte 
den Holocaust. Unentschiedenheit auch 
in den Kirchen verhinderte, daß dem 
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Rad in die Speichen gegriffen wurde. So 
nahm alles seinen Lauf. Die Gleichgül- 
tigkeit ıst allemal der Gegensatz zu 
Frieden und Versöhnung. Unentschie- 
denheit macht uns mitschuldig, wenn 
Unheil droht.” 

Worte Krusches an einem der 
Fürbittgottesdienste. Seine Taten? Kurz 
danach versendet er einen Rundbrief an 
die Gemeindepfarrer, in dem er zur 
Beruhigung der Lage aufruft, “damit 
die Verhandlungen mit dem staatlichen 
Gegenüber nicht gefährdet werden.” - 
die Rehabilitierung der Schüler erfolgte 
aber erst 1990, als es das in Rede ste- 
hende “staatliche Gegenüber” bereits 
nicht mehr gab. Außerdem empfahl 
Krusche, kirchliche Räume nicht mehr 
für solche Infoabende zur Verfügung zu 
stellen. Dies zu einer Zeit, als Forderun- 
gen um eine grundsätzliche Reform in 
der DDR-Volksbildung schon längst auf 
der Tagesordnung der Basisgruppen 
standen. 

Auf der 9. Synode der Evan- 
gelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 
im April 1988 äußerte Krusche: “ Um 
unserer Identität willen müssen wir das 
Profil gegenüber den Gruppen bestim- 
men und das wird ohne Abgrenzung 
nicht abgehen.” In seinem berühmten 
Papier des gleichen Jahres spricht er gar 
von aggressiven, oppositionellen 
Akten, mit denen sie (die Kirche) sich 
nicht solidarisieren kann.” 

Noch kürzlich, in einem Arti- 
kel über die “Solidarische Kirche” in 
“Die Kirche” vom 25. August 91 findet 
sich folgender Satz: “Dabei wurde 
jedoch - anders als bei der “Kirche von 
unten” - darauf geachtet, daß die Kir- 
chenleitungen nicht ausgegrenzt wur- 
den...” Wer sich nicht an die mühselige 
Suche der “Kirche von unten” nach 
eigenen Räumlichkeiten erinnert, könn- 
te glauben, selbige hätte das Konsistori- 
um besetzt und die Kirchenleitung auf 
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die Straße geschickt. 

Wohlgemerkt, wir können 
Krusche nicht der IM-Tätigkeit bezich- 
tigen. In der F 16, der Finde-Kartei aller 
erfaßten Stasi-Mitarbeiter, und der F 22, 
der Decknamen-Kartei, ist er nicht ver- 
merkt, weder als Opfer noch als Täter, 
obwohl er doch sicher keine unbedeu- 
tende Person war. Sicher ist aber, daß 
sein Handeln in der Vergangenheit 
zeigt, daß er, aus welchen Motiven auch 
immer, ganz eindeutig immer wieder 
die Anliegen der emanzipatorischen 
Gruppen torpedierte. Auch diese Seite 
gilt es aufzuarbeiten. Wir haben ihn hier 
nur als besonders markantes Beispiel 
von Staatsloyalität herausgegriffen. 
Eigentlich wäre dies ja die Aufgabe der 
in Rede stehenden Genossen Kirchen- 
funktionäre. 

Um so (un-?)verwunderlicher 
deshalb der jüngste Synodenbeschluß in 
Berlin-Brandenburg, der eine generelle 
Überprüfung kirchlicher MitarbeiterIn- 
nen auf eventuelle Stasi-Mitarbeit nur 
empfiehlt. Die Reformierten legten bei 
der Abstimmung darüber Veto ein, 
wobei sie sich auf Kirchengesetze berie- 
fen. Schnell ist jetzt die Rede von “Ver- 
gebungszuspruch” und “Überprüfungs- 
druck”. Krusche bezeichnete die Über- 
prüfungen als “zwiespältige Sache”. 

Bisher haben sich nur die Lan- 

deskirchen Mecklenburg und Sachsen- 
Anhalt zu einer generellen Überprüfung 
durchgerungen. Sachsen und Thüringen 
zogen nach, nur kam hier praktisch noch 
nichts in Gang. 
Denn die Klausel, daß die Überprüfung 
nur mit Zustimmung der Betroffenen 
vorgenommen werden soll, wenn keine 
konkreten Verdachtsmomente vorlie- 
gen, wird sicher nicht zu einer schnellen 
Wahrheitsfindung beitragen. Bischof 
Johannes Hempel beantragte für sich 
selbst, ebenso wie das Kollegium des 
Landeskirchenamtes Dresden und die 
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Mehrheit der dortigen Superintendenten, 
eine Überprüfung bei der Gauck-Behör- 
de und spricht von der Notwendigkeit 
eines Forums zur Vergangenheitsbewäl- 
tigung. Pfarrer Friedrich Schorlemmer 
hält ein Tribunal zur Feststellung der 
Verantwortlichkeiten für hilfreich. 
Oberkirchenrat Martin Ziegler hält ein 
solches wiederum “sogar für gefähr- 
lich”. Auch Bischof Christoph Demke 
sprach sich gegen ein solches aus. 

z Es gibt also Beschlüsse zur 
Überprüfung nur von der Hälfte der ins- 
gesamt 8 Landeskirchen. 

Inzwischen will sich auch die 
EKD-West überprüfen lassen und einen 
“Vorklärungsausschuß” einrichten. Die- 
ser wäre dann für alle 24 Mitgliedskir- 
chen zuständig. 

Aber auch andernorts verhält 
sich Kirche wieder systemtreu, ihren 


Auftrag christlicher Nachfolge verges- 
send. In einer Erklärung der Flüchtlinge 
in der Schalom-Kirche in Schleswig- 
Holstein vom 22. November 91 lesen 
wir: “ Wir haben von der Kirche erwar- 
tet, daß sie unsere Angste verstehen 
würde, nach dem, was wir in Greifswald 
erlebt haben... Es hat uns verletzt, daß 
die Kirche uns mit verschiedenen Takti- 
ken überzeußen will, nach Mecklenburg- 
Vorpommern zu gehen... Wir haben von 
der Kirche nicht erwartet, daß sie den 
Vorschlag der Regierungen annehmen 
und die Überzeugungsarbeit für sie 
übernehmen würde.” Genau dies kommt 
uns irgendwie bekannt vor. 

Ja, an ihren Früchten sollt ihr 
sie erkennen und nicht (nur) an ihren 
Akten! (Krusche in einem Plädoyer für 
“Heiner” Fink.) 

hilli 


Zur Deutschlandpolitik der GRÜNEN 


Der doppelte Verrat des linken Wessi-Stasis 
- oder wenn der Schwanz mit dem Hund wedelt. 


Vorbemerkung der Redaktion: Der Verfasser des Artikels, Wilhelm Knabe, ist Jahr- 
gang 1926, versuchte in den fünfziger Jahren gegen die DDR-Behörden die Rekul- 
tivierung der Tagebau durchzusetzen und ging 1958 nach dem Westen. Er war Mit- 
begründer der BRD-Grünen und bis 1990 Mitglied der Bundestagsfraktion der Grü- 
nen. Wir kennen ihn als einen der wenigen wirklich loyalen Freunde der DDR- 
Gruppen. 1987 beispielsweise schmuggelte er mit seinem Auto eine Druckmaschi- 
ne für die Umwelt-Bibliothek Berlin in die DDR ein - und hatte große Gewissens- 
bisse, weil er die DDR-Zöllner belügen mußte. Später verbot ihm die Fraktion die 
DDR-Kontakte und die Beteiligung an Verhandlungen mit offiziellen DDR-Vertre- 
tern - er war zu stark mit den Gruppen liiert. 


Die Deutschlandpolitik der GRÜNEN 
gegenüber der DDR vor 1989 war von 
drei Grundmotiven bestimmt, dem Wil- 
len, unter allen Umständen einen Krieg 
im Herzen Europas zu vermeiden, der 
Sorge vor einem nationalen Begeiste- 
rungstaumel, der zu neuem Größen- 
wahn führen könnte, und dem Bekennt- 
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nis zur Selbstbestimmung der Men- 
schen, die es ihnen auch ermöglichen 
muß, sich zu Gruppen zusammenzusch- 
ließen. Die beiden ersten Motive führten 
bei den meisten zur Akzeptanz der Tei- 
lung und Ablehnung aller Wiederverei- 
nigungsparolen, das letzte zur Solida- 
rität mit den wenigen Umwelt- und Frie- 
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densgruppen, die sich in der DDR gebil- 


det hatten. Als viertes Motiv spielte bei - 


den sozialistisch orientierten GRÜNEN 
noch die Vorstellung mit, daß es doch 
gut sei, daß auf deutschem Boden ein 
nicht-kapitalistischer Staat existiere. 
Übersiedler und Flüchtlinge aus der 
DDR wußten trotz der Anerkennung, 
daß man eine Nation nicht durch Partei- 
tagsbeschlüsse abschaffen könne, dies 
wollten die Menschen schon selber ent- 
scheiden. Die Frage des Rechtsstaates 
spielte dagegen eine viel geringere 
Rolle, da viele Demonstranten, Blockie- 
rer, Verweigerer oder Hausbesetzer im 
Westen Bekanntschaft mit einer sehr 
parteilichen Polizei und Justiz gemacht 
hatten und die Praxis der DDR-Willkür 
nicht persönlich kannten. 

Die Gewichte dieser Motive 
waren bei den Einzelnen unterschied- 
lich ausgeprägt. Die Mehrzahl begnügte 
sich mit dem Erhalt des Status quo, ver- 
suchte - soweit überhaupt deutschland- 
politisch interessiert - Beziehungen zur 
offiziellen DDR aufzubauen und viel- 
leicht ähnlich wie die SPD dadurch den 
Frieden sicherer zu machen. Daneben 
verabschiedete man Resolutionen auf 
Parteitagen gegen allzu krasse Will- 
kürakte wie die Besetzung der Umwelt- 
Bibliothek in Ostberlin. Nur drei Grup- 
pen engagierten sich stärker, aber in 
unterschiedlicher Richtung. 

Einige wenige der westdeut- 
schen GRÜNEN machten die Sache der 
Umwelt- und Friedensgruppen in der 
DDR, die sich unter dem Dach der Kir- 
chen gebildet hatten, zu ihrer eigenen 
Sache und unterstützten diese so gut es 
ging oder die häufig verschlossene 
Grenze es zuließ. Petra Kelly, Elisabeth 
Weber, um ein paar Engagierte zu nen- 
nen, glaubten an die Macht des Friedens 
von unten, der auf beiden Seiten der 
Grenze wachsen müsse. Hierbei passier- 
ten natürlich auch Fehlentscheidungen, 
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wie die Information der Westmedien 
durch Lukas Beckmann vor Abgabe der 
von den Kirchen gesammelten Unter- 
schriften bei staatlichen Stellen und den 
Sowjets, die deshalb nicht angenommen 
wurden. 

Andere, zu denen ich selbst 
gehörte, wußten daß unsere Umwelt in 
West und Ost Verteidiger braucht, daß 
wir hier erfolglos streiten, wenn neben- 
an giftige Schwaden in die Luft oder in 
die Flüsse gelangen. Luftverunreinigun- 
gen kennen ja keine Grenzen, das wußte 
im Grunde jeder GRÜNE und schon auf 
dem Sindelfinger Parteitag im Frühjahr 
1983 forderte ich, die Bundesrepublik 
solle Abgasfilter in die Tschechoslowa- 
kei statt Panzer in die Türkei liefern, um . 
die Wälder des Erzgebirges und Fichtel- 
gebirges zu retten. Von daher war es nur 
ein Schritt zur aktiven Unterstützung 
der Umweltgruppen in Berlin und Dres- 
den. Viel weiter reichte die Kraft der 
Einzelnen nicht. Wir wußten, daß diese 
Gruppen erbärmlich schlecht mit Litera- 
tur oder Vervielfältigungsmöglichkeiten 
ausgerüstet waren, und so packten wir 
eben ein, was wir hatten und brachten es 
rüber, wobei ab 1987 die Privilegien für 
Bundestagsabgeordnete manche Kon- 
trolle entfallen ließen, nicht jedoch Ein- 
reiseverbot verhinderten. 


Zu den Selbstbekenntnissen eines 
grünen Wessi-Stasis 


Doch es gab noch eine dritte aktive 
Gruppe, die versuchte durch Zusam- 
menarbeit mit der Stasi ihre politischen 
Vorstellungen durchzusetzen, also z.B. 
durch genaue Informationen über west- 
deutsche Politik die DDR zu stabilisie- 
ren, vielleicht auch dem eigenen unge- 
liebten Staat zu schaden. 

Beim Lesen der Selbstbe- 
kenntnisse von Dirk Schneider in der 
TAZ und zuletzt im PROWO-Interview 
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stößt man auf soviel Selbstgerechtig- 
keit, daß man an der Kritikfähigkeit des 
Interviewten zweifeln müßte, wäre nicht 
vielleicht die Angst vorm Staatsanwalt 
als Triebfeder mit im Spiel. 

Dirk Schneider sagt:”Ich hielt 
beide  gesellschaftlichen Systeme 
(ergänze BRD und DDR) für dringend 
veränderungsbedürftig, wobei ich für 
offene dialogische Prozesse plädierte, 
auf möglichst vielen Ebenen. Ich akzep- 
tiere die Legitimität des Experiments 
DDR und lehne die konfrontative Poli- 
tik der BRD ab, die dem anderen Staat 
ein Existenzrecht abstritt.” 

Aber diese Dialoge liefen sehr 

unterschiedlich ab. Bei der AL oder bei 
den Grünen stritt Schneider offen für die 
Anerkennung der DDR, Anerkennung 
der Staatsbürgerschaft usw., aber an 
anderen Orten sprach er sehr geheim mit 
Vertretern der DDR, die wir gewöhnlich 
STASI oder MfS benennen. Und das ist 
eine Schweinerei. Wenn heute alle über 
ehemalige Stasi-Mitarbeiter herfallen, 
frage ich nach, wie der einzelne denn 
dazu gekommen sei. Ich weiß ja noch 
sehr gut, wie mich die Werber der Waf- 
fen-SS als Abiturienten hartnäckig 
beknieten, mich doch für diese Elite- 
truppe des Führers zu melden. 
Ich wollte das nicht, aber an einem 
schlechten Tag hätten sie mich viel- 
leicht rumgekriegt wie manche Klassen- 
kameraden, denn man hatte uns ja neun 
Jahre lang den Dienst für Volk, Führer 
und Vaterland als oberstes Ziel vorge- 
stellt, aber so konnte ich dem Drängen 
widerstehen. 

Viele Menschen in der DDR 
hatten nicht so viel Glück, Mut oder den 
rechten Einfall, um dem Werben zu ent- 
gehen. Aber bei einem Westberliner ist 
das ja nun was anderes. Da stand nicht 
der Druck des möglichen Eingesperrt- 
werdens oder andere Pressionen, son- 
dern Dirk hatte “einen besonderen” - er 
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dachte wohl exklusiven - “Draht in die 
DDR, ohne genau zu wissen, wohin die- 
ser Draht was in welcher Art leitete”. 
Dirk will uns weismachen, daß er damit 
die Politik der DDR etwa gegenüber 
den Friedensfreunden drüben positiv 
beeinflussen wollte und konnte. Aber 
gleichzeitig gesteht er, “ich versuchte 
ihn illusionslos zu nutzen.” Entspricht 
das nicht genau dem Bild vom 
Schwanz, der mit dem Hund wedelt ? 


Der doppelte Verrat 


Die Zusammenarbeit mit der Staatssi- 
cherheit des anderen deutschen Staates 
war ein doppelter Verrat. Zunächst war 
es ein Verrat an den Idealen der Linken, 
die doch einmal angetreten waren, 
soziale Gerechtigkeit und Selbstbestim- 
mung der Menschen gegenüber der 
Obrigkeit durchzusetzen, die Geheim- 
dienste als Schnüfflerinstitutionen 
ablehnten wie die Pest. Wieviel Auflö- 
sungsanträge für Verfassungsschutz, 
Nachrichtendienste u.a. haben denn die 
Grünen nicht schon eingebracht. Und da 
arbeitet Dirk oder wer sonst noch dazu 
gehört hat, ausdauernd und intensiv mit 
einem der miesesten Vereine zusam- 
men, die es bei den Diensten je gegeben 
hat. Mit jedem Gespräch, mit jeder ver- 
traulichen Information aus dem Westen 
erhöhte er ja die Bedeutung dieser 
widerwärtigen Einrichtung ihrer eige- 
nen Führung gegenüber. 

Und er fällt ja selbst ein ver- 
nichtendes Urteil. Trotzdem wird diese 
Tätigkeit von Dirk auch noch heute mit 
einer Selbstgerechtigkeit ohnegleichen 
verteidigt. Er glaubt doch nicht im Ernst 
daran, daß ein kleiner Informant diesem 
Staat die Konzepte schreiben könnte. 

Aber da ist noch der zweite 
Verrat, der an den Menschen. Wie ver- 
trauensvoll waren doch die wenigen 
mutigen Leute der Umwelt- und Frie- 
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densgruppen uns Grünen gegenüber. 
Wie schwierig war die Arbeit. Wie nah 
war die Grenze, deren Übertretung der 
Staat schwer bestraft hätte. Und diesen 
Menschen sind Dirk Schneider und die 
noch nicht Enttarnten in den Rücken 
gefallen. Deren Kontakte wurden offen 
gelegt oder bestätigt. Ihre Arbeit wurde 
objektiv gefährdet oder erschwert. Das 
könnte man auch einen dritten Verrat 
nennen, den am Gründungskonsens der 
Grünen, die sich überall für die Erhal- 
tung der Umwelt einsetzen. Wie sah die 
Behinderung praktisch aus ? Die Bezie- 
hungen wurden einfach gekappt. Wie 
oft mußte ich in Berlin am Bahnhof 
Friedrichstraße ohne Einreise wieder 
umkehren oder erhielt erst gar keine 
Einreiseerlaubnis nach Dresden oder 
etwa zum Kirchentag nach Rostock. 
Diese Einreiseverbote sollten eine Fru- 
stration der Engagierten im Westen und 
eine Einschüchterung der Umwelt- 
freundInnen in der DDR bewirken, denn 
eine Freundschaft lebt von der persönli- 
chen Begegnung. 

Eine koordinierte Ost-West- 
Umweltarbeit wurde damit jedenfalls 
verhindert. Ich habe mit aus diesem 
Grund den innerdeutschen Ausschuß 
aufgegeben und mich um den Klima- 
schutz und den Erhalt der tropischen 
Regenwälder gekümmert, wo keine Ein- 
reiseverbote die Arbeit blockierten. Die 
Leute der Umwelt-Bibliothek, der 
Arche und des Dresdener Ökokreises 
haben das bedauert. Meine Nachfolge- 
rın im Ausschuß Siggi Fries hatte an 
dieser Basisarbeit überhaupt kein Inter- 
esse. 


Schlußbemerkung 
Vielleicht beruhigt es ja Dirk Schneider, 
wenn ich ihm ein Erlebnis mit Egon 


Bahr berichte. Ich traf ihn beim Mitta- 
gessen und fragte, was wir Grünen tun 
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könnten, um diese Einreiseverbote zu 
vermeiden und den lange geplanten 
Energiekongreß in der DDR durch- 
führen zu können. Egon Bahr 
dazu:””Wenn sie Gespräche mit der SED 
haben wollen, dann müssen sie zuerst 
die Beziehungen zu den Basisgruppen 
abbrechen. Und dann dürfen sie ihren 
Status als Abgeordneter nicht mißbrau- 
chen und als Bote Sachen herüberbrin- 
gen.” Der SPD-Politiker war später 
wenig glücklich, als ich das mal im 
Bundestag zitierte, aber es gehört 
genauso in die Aufarbeitung unserer 
Geschichte wie das vorher gesagte. 
Noch ein Wort zum Schluß. 
Dirk Schneider hat sich mir nicht aufge- 
drängt, er hat mich nicht ausgehorcht, 
aber natürlich von meiner Arbeit, Sor- 
gen und Kontakten erfahren.Ich empfin- 
de keinen Groll, aber doch Enttäu- 
schung darüber, daß sich das Miteinan- 
der für die Ziele der Grünen trotz unter- 
schiedlicher Positionen als Fata morga- 
na erwiesen hat, weil es bei ihm Arbeit 
für diesen so erbärmlichen Staatssicher- 
heitsdienst der DDR war, der seinen 
Bürgern nicht die Luft zum Atmen ließ 
oder ihm am liebsten noch beim Schnar- 
chen im Bett abhörte. Nur eines müßte 
unbedingt geschehen. Diese Wessi-Sta- 


‘sis müßten jede Mark, die sie vom MfS 


bekommen haben, zugunsten der Opfer 
des Regimes zurückzahlen. Das wäre 
das Allermindeste.' 

Wilhelm Knabe 
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Demokratisch kontrolliert und legitimiert 


Mal wieder ist ein Regierungsmitglied 
über geheimdienstliche Aktivitäten 
gestolpert - in der bundesdeutschen 
Politgeschichte wirklich keine seltene 
Ursache für einen heftigen Karierre- 
knick. 

Bemerkenswert an dem Rücktritt Sta- 
venhagens ist eigentlich nur ein Satz, 
der im Mediengetümmel um die etwas 
absonderlichen landwirtschaftlichen 
Kettenfahrzeuge des BND schnell wie- 
der verschwand. 

Der Ex-Staatsminister im Kanzleramt, 
zuständig für die Koordination und 
Kontrolle der geheimen Dienste, 
benannte neben der allseits bekannten 
Affäre auch ’gravierende technische 
Probleme bei der Kontrolle der Geheim- 
dienste” als Rücktrittsgrund. Offensicht- 
lich war der Frust des großen Koordina- 
tors und Kontrollators darüber, daß er so 
plötzlich und unerwartet abserviert 
wurde, so groß, daß er ein bisher unge- 
schrieben bestehendes Gebot verletzte, 
wonach ein Vertreter der jeweils regie- 
renden Horde niemals die demokrati- 
sche Kontrolle und Legitimation der 
Geheimdienste anzuzweifeln hat. Bei 
Lichte betrachtet (was in dieser Materie 
naturgemäß nicht immer einfach ist) 
wird schnell klar, daß die Legende, die 
Dienste seien streng kontrolliert, wür- 
den immer der politisch-operativen 
Führung demokratisch legitimierter 
Politiker unterstehen und dienten einzig 
und allein der harmlosen Informations- 
beschaffung, zur bloßen Hülse mutiert 
ist, die allenthalben bis an die freiheit- 
lich-demokratische Oberfläche sichtba- 
re Risse hat. 

Die Skandal-Annalen der 
Bundesrepublik sind seit der Gründung 
solch geheimer Amter voll der großen 
und kleinen Entgleisungen, der 
Abhöraffären, Indiskretionen, Observa- 
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tionen, Spitzeleien, Zersetzungen und 
Unterwanderungen. Und immer wenn 
etwas von diesen Praktiken öffentlich 
bekannt wurde (meist erst nach etlichen 
Jahren), zeigten sich die zuständigen 
Kontrollettis völlig überrascht und 
unwissend. Anstatt zu versuchen, 
wenigstens die jeweils aktuelle Pein- 
lichkeit irgendwie zu bereinigen, wurde 
immer erst nach dem “Leck” gesucht, 
wurden Journalisten verklagt, die Opfer 
verhöhnt, Politiker und Geheim-Beamte 
straften sich gegenseitig Lügen und 
können sich im Ernstfall an nix mehr 
erinnern. Der Bürger, der als Steuerzah- 
ler auch für die Finanzierung der Spit- 
zeldienste sorgt, wurde grundsätzlich so 
lange wie möglich im Unklaren gelas- 
sen. Sogar wenn er selbst Opfer von 
Abhöraktionen war, sträuben sich die 
Dienste heftig, ihm wenigstens hinter- 
her davon Kenntnis zu geben. 

Der Beispiele gibt es viele. In 
den 70er Jahren wurde z.B. ein Atom- 
wissenschaftler massiv abgehört, weil 
irgendein Bekannter eines Bekannten 
etwas mit einer “terroristischen Gruppe” 
zu tun gehabt haben soll. Hier wurde 
versucht, einen ehemaligen VfS-Mitar- 
beiter zu belangen, der Informationen 
über diesen Fall an die Presse gegeben 
hatte. 

Oder der Mordfall Schmücker. 
Hier kam ein Spitzel des Landesamtes 
Berlin unter mysteriösen Umständen 
ums Leben. Der Prozeß wird wohl noch 
ein paar Jahre dauern, 1988 feierte er 
sein 10-jähriges Jubiläum. Ständig gab 
es Mauscheleien mit Beweismaterial, 
dem Vernehmen nach wurden Richter 
bearbeitet, Aussagen verfälscht und 
immer war der VfS dabei. 

Oder das berühmte Celler 
Loch. Auf dem Höhepunkt der Terroris- 
mushysterie in den späten 70er Jahren 
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sprengten Verfassungsschützer mit 
GSG-9-Unterstützung ein Loch in die 
Außenmauer des Knasts in Celle. Damit 
sollte Spitzeln des Verfassungschutz die 
Eintrittskarte in die “linksterroristische 
Szene” verschafft werden, ein Befrei- 
ungsversuch für einen Gefangenen soll- 
te vorgetäuscht werden. Das ging gründ- 
lich schief, der VfS konnte als “Erfolg” 
die Räumung eines Waffenlagers verbu- 
chen, das von seinen eigenen Spitzeln 
angelegt worden war. Die Schlapp- 
Hüte(r) der Verfassung und ihre spren- 
genden Helfer wurden vom Ministerprä- 
sidenten belobigt. 

Da wurde Günter Walraff 
abgehört, Dossiers über Betriebsräte 
angelegt, die Friedensbewegung unter- 
wandert, überwacht und zersetzt, und 
Grüne bespitzelt. Demgegenüber neh- 
men sich solche Anekdoten, wie die 
Abberufung diverser BND-Auslandsre- 
sidenten wegen bizarren Sexuallebens 
o.ä. geradezu harmlos aus. 

Als Fazit bleibt: 

Geheimdienste sind und waren 
immer Machtinstrumente die im Zusam- 
menhang mit den jeweils herrschenden 
gesellschaftlichen Realitäten stehen. 
Ihnen eigen ist immer die Tendenz zur 
Verselbständigung und präventiven 
Erfassung und Repression aller, die 
nicht ins gesellschaftliche Normbild 
passen. 

Sie sind von ihrer Anlage her 


prinzipiell nicht kontrollierbar. 
Nachrichtendienste sind enorme Macht- 
konzentrationen, da sie in der Lage sind 
Informationen über nahezu jeden zu 
beschaffen und in einer Weise anzuwen- 
den, die ihren Interessen oder denen 
ihrer Herren dient. Es besteht durch die 
Komplexität ihrer Strukturen und 
Arbeitsweisen nicht die leiseste Chance, 
einen solchen noch arbeitenden Dienst 
effektiv zu kontrollieren oder zu durch- 
schauen. Die Informationen, die über 
die Stasi bekannt sind, lassen erahnen, 
was uns bei Verfassungsschutz, BND, 
MAD und BKA erwartet. Vergleichbar 
sind nicht die Dienste direkt, da sie ihren 
Auftrag und Anspruch aus unterschied- 
lichen gesellschaftlichen Realitäten 
ableiteten. 
Vergleichbar sind aber sehr wohl die 
Strukturen, Mittel und Methoden, die 
Menschen zu Verrätern machen, sie 
demütigen, verletzen, ausforschen und 
psychisch oder physisch vernichten. 
Daher die Angst der “Dienste” vor dem 
ausführlichen Bekanntwerden der 
Arbeitsweisen der Stasi, daher die Pas- 
sage im Gauck-Gesetz, die den Diensten 
den Zugriff auf Unterlagen über nach- 
richtendienstliche Mittel und Methoden 
der Stasirermöglicht. 

Für das Problem Geheimdien- 
ste gibt es nur eine Lösung - die Auflö- 
sung. te, 


Hast Du keinen Bock auf Bundeswehr, 
brauchst Du keine Musterung mehr 


Nun ist es soweit! 
Die Militärs haben es auf Dich als 
Wehrpflichtigen abgesehen. Sie wollen 
Dich mustern. Doch willst Du Dich 
überhaupt mustern lassen? 
Mit Hilfe der Musterung soll festgestellt 
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werden, ob Du kriegsverwendungsfähig 
bist. Laut Wehrpflichtgesetz sollen alle 
Wehrpflichtigen, die das achtzehnte 
Lebensjahr erreicht haben, auf ihre 
Tauglichkeit untersucht werden, sogar 
diejenigen, die den Kriegsdienst mit der 
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Waffe verweigern wollen. Bei dieser 
Untersuchung soll die körperliche und 
geistige Verwendbarkeit geprüft wer- 
den. Es existieren fünf Tauglichkeitsstu- 
fen, die Deine Verwendungsfähigkeit 
für den Krieg klassifizieren. Die Eintei- 
lung in diese Tauglichkeitsgrade variiert 
je nach Bedarfslage der Bundeswehr. 


Vorspiel: 
Du bekommst ein Briefchen oder eine 
Einladungskarte vom Kreiswehrersatz- 
amt. Der “gute Antimilitarist” reagiert 
zunächst gar nicht und geht davon aus, 
daß er keine Kenntnis von dem Muste- 
rungstermin erhalten hat. Er nimmt sich 
an diesem Termin also etwas Angeneh- 
meres vor und geht nicht hin. Normaler- 
weise erfolgt dann eine zweite Benach- 
richtigung mit einem neuen Termin. Der 
“informierte Antimilitarist” bleibt 
stumm und versäumt auch diesen Ter- 
min. Spätestens im dritten Schreiben 
erfolgt die Androhung von Zwangsmaß- 
nahmen (Bußgeld und eventuell polizei- 
liche Vorführung). Jetzt gibt es zwei 
Varianten: 
- hinhalten und dem Kreiswehrersatz- 
amt mitteilen, daß Du keine Post von 
ihnen erhalten hast (dies verlängert die 
Musterungsverweigerungsprozedur, 
weil sie Dir nun erneut eine Einladung 
zuschicken müssen), 
- ganz konsequente Verweigerer werden 
auch dieses Schreiben ignorieren. 
Irgendwann erhältst Du dann ein Ein- 
schreiben oder ein niedergelegtes 
Schriftstück. 
BIS ZU DIESEM ZEITPUNKT KÖN- 
NEN ALLE DIE MUSTERUNG MIT- 
VERWEIGERN!! 
Jetzt mußt Du Dich allerdings entschei- 
den, ob Du tatsächlich die Musterung 
verweigerst, ansonsten kannst Du poli- 
zeilich vorgeführt werden. 
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Massenhafte 
Kriegsdienstverweigerung 
start Einsätze der 
Bundeswehr in aller Welt! 


‚Aktionsaufruf 


Das Verteilen von Aufrufen zur 
Kriegsdienstverweigerung vor 
Kreiswehrersatzämtern wurde 
wiederbelebt, die entsprechende 
Broschüre "Wehr dich - Paß 
auf' haben wir überarbeitet. 
Sie kann zum Preis von 0,30 
pro Stück (ab 100 Stück 0,25) 
bestellt werden bei: 
Graswurzelwerkstatt 
Scharnbhorststr. 6, 5000 Köln 60 
Tel. 0221 - 76 58 42 


ALTFREIE AKTION, KÖLN 
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Polizeiliche Vorführung: 
Die Wehrersatzbehörden haben keine 
Feldjäger und bedienen sich daher der 
Polizei, die jetzt Jagd auf die “Muste- 
rungsunwilligen” macht. Du wirst aber 
wahrscheinlich meistens nicht anzutref- 
fen sein. Irgendwann werden sie Dich 
aber doch finden und zwangsweise zum 
Kreiswehrersatzamt transportieren, um 


den entweder zu massenhaftem und 
damit skandalösem Polizeieinsatz oder 
zum Verzicht auf polizeiliche Verfol- 
gungsmaßnahmen zu zwingen. Jede 
Zwangsmusterung ist ein Skandal, der 
von uns und Euch der Öffentlichkeit 
präsentiert werden muß! 


Musterungsablauf: 


Protestierende bei der Rekrutenverabschiebung am 1.10.1991 


am Berliner Hauptbahnhof 


Dich dort nach Augenschein zu 
mustern. D.h., Du wirst ein letztes Mal 
gefragt, ob Du Dich mustern läßt, und 
auf Dein stolzes NEIN giltst Du auto- 
matisch als tauglich. Die Behörden set- 
zen das Zwangsmittel der polizeilichen 
Vorführung nur zögerlich ein, weil es 
sehr aufsehenerregend ist. Umso mehr 
kommt es darauf an, die Militärbehör- 
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Die Fleisch- und Skelettbeschau beginnt 
mit Warten im Sammelraum. Ansch- 
ließend wirst Du in der Regel aufgefor- 
dert, Dich bis auf die Unterhose auszu- 
ziehen. In dieser entwürdigenden Situa- 
tion wirst Du auf eine Art “soldatischen 
Trimm-Dich-Pfad” geschickt. Anhand 
bestimmter Übungen soll Deine Lei- 
stungsfähigkeit ermittelt werden. 
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Merke: Man untersucht Dich nicht aus 
Besorgnis um Deine Gesundheit, son- 
dern zur Feststellung Deiner Krieg- 
stauglichkeit.> 

Im Laufe der Untersuchung fällt dann 
auch die Unterhose, um festzustellen, ob 
Zahl und Anordnung Deiner Eier der 
Bundeswehrnorm entsprechen und Du 
Geschlechtskrankheiten oder ähnliches 
hast. 


Ungebührliches Verhalten: 
Für diejenigen, die die Musterung nicht 
radikal verweigern wollen und sich die- 
ser Prozedur unterziehen, besteht noch 
die Möglichkeit, einzelne Teile zu ver- 
weigern oder die Musterung durch 
“ungebührliches Verhalten” zu stören, 
denn: 
UNGEBÜHRLICHES VERHALTEN 
WÄHREND DER MUSTERUNG IST 
NICHT STRAFBAR 
Setzt Phantasie gegen militärischen 
Gehorsam!!! 
- Parfümieren, Furzen (Bohneneintopf 
am Tag vorher nicht vergessen), Wasch- 
boykott (Guinnes-Buch der Rekorde?), 
antimilitaristisches Körperpainting, 
Strapse, Keuschheitsgürtel (Schlüssel 
im Kampagnenbüro hinterlegen!), 
Simulantentum, antimilitaristische 
Musterungszersetzungsarbeit usw. 
Nach Beendigung der Musterung ver- 
gibt der Musterungsausschuß den Taug- 
lichkeitsgrad. Innerhalb von 14 Tagen 
nach Zustellung bzw. Aushändigung 
des ‚Musterungsergebnisses kann man 
Widerspruch einlegen und somit den 
Musterungsbescheid erneut überprüfen 
lassen. Dies gilt auch für diejenigen, die 
die Musterung verweigert haben, sofern 
sie Gutachten ziviler Ärzte vorlegen 
können. Sollte man anschließend für 
untauglich erklärt werden, sollte den- 
noch mindestens ein Kriegsdienstver- 
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weigerungsantrag gestellt werden, 
damit man nicht statistisch als Bundes- 
wehrbefürworter geführt wird. 


Rechtsinformation: 
Die Musterungsverweigerung ist keine 
Straftat, sondern eine <kleine notwendi- 
ge Ordnungswidrigkeit.2 
Ordnungswidrigkeiten erscheinen nicht 
in Eurem Strafregister (polizeiliches 
Führungszeugnis) und haben daher auch 
keinerlei Folgen für Euer späteres 
Berufsleben, es sei denn, Ihr strebt ein 
Karriere im geheimen Sicherheitsbe- 
reich des Staates (BND, MAD...) an. 
Da die Geldbuße einkommensangepaßt 
sein muß und Schüler bzw. Auszubil- 
dende in der Regel nur über wenig Geld 
verfügen, bewegen sich die Geldbußen 
für Musterungsverweigerungen norma- 
lerweise zwischen 150 und 600 DM. 
Maximal könnte bei hohem Einkommen 
eine Geldbuße von 1000 DM entstehen. 
Die Behörden könnten gemäß Opportu- 
nitätsprinzip auch auf die Geldbuße ver- 
zichten. Leider wird es aber wohl eine 
geben, da erst bei hohen Verweige- 
rungsraten der Behördenapparat ins 
Wanken kommt. 
Also werbt effektiv für die Musterungs- 
verweigerung(!), die übrigens eine 
ganze Menge Spaß bringen kann. 


Da das Kreiswehrersatzamt uns natür- 
lich nicht mitteilen wird, wieviel Leute 
sich an der Musterungsverweigerung 
beteiligt haben, würden wir uns freuen, 
wenn Ihr uns von Euer Verweigerung in 
Kenntnis setzt. 


Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienst und Militär, 
Badensche Straße 29, 1000 Berlin 31, 
Tel.: WB/862 13 31, täglich von 8-18 
Uhr 
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Der Traum vom Stern über Papenburg 


Das Gelände der geplanten Mercedes- 
Benz-Teststrecke bei Papenburg bleibt 
besetzt. Die Bewohner/innen des am 4. 
Juli 91 entstandenen Hüttendorfes 
“Freie Republik Emsland” wollen erst 
dann das Moorgebiet, das noch unter 
der Regierung Albrecht als zentrale 
Fläche eines niedersächsischen Moor- 


schutzprogrammes vorgesehen war, 
verlassen, wenn die rotgrüne Landesre- 
gierung sich ihrer verkehrs- und 


umweltpolitischen Wahlverspreche(r)n 
erinnert und endlich in die Tat umsetzt. 
Daß das derzeitige Management des 
Benz-Konzerns von sich aus, vielleicht 
animiert durch eigene Anzeigenkampa- 
gnen unter dem Motto “Von der Natur 
können wir noch vieles lernen”, in den 
Strudel eines Selbsterkennungsprozes- 
ses geraten sollte und ihr kapitalintensi- 
ves Projekt aufgibt, ist wohl nicht zu 
erwarten. Schließlich ist Daimler seit 13 
Jahren ganz wild auf eine eigene große 
KFZ-Teststrecke. Die bereits vorhande- 
nen Teststrecken (Versuchsbahn in 
Stuttgart-Untertürksheim, Testgelände 


Sauberg für schwere Geländeprüfungen 


in Gaggenau, Kiesgrube Ötigheim bei 
Rastatt, Omnibusversuchsstrecke 
Mannheim) sowie die Mitbenutzung des 
Prüfgeländes in Nardo (Süditalien) und 
in Malmsheim reichen dem imagebe- 
wußten und durch leichte PKW-Absatz- 
schwächen frustrierten Giganten angeb- 
lich nicht. 

Der Versuch, in Boxberg/Baden-Würt- 
temberg ihre geliebte Teststrecke hinzu- 
klotzen, scheiterte am Widerstand der 
Bundschuh-Bauern, die in der Gemein- 
de Boxberg als Genossenschaft inzwi- 
schen 1/3 der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche biologisch bewirtschaften. 
Dort wollte Mercedes die Enteignung 
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nichtverkaufswilliger Landwirte durch- 
setzen. Die Bundschuh-Bauern erstrit- 
ten vor dem Bundesverfassungsgericht 
ein Urteil, das die Enteignung für pri- 
vatwirtschaftliche _ Interessen für 
unrechtmäßig erklärte. Noch während 
das Verfahren schwebte, wurden unter 
massivem Polizeiaufgebot bereits 
Flächen abgeholzt. 

Einer Studie zufolge sei bei den Papen- 
burgern mit wenig Widerstand zu rech- 
nen. Darin werden sie für obrigkeits- 
hörig und somit nicht demokratisch 
erklärt, also bietet sich dieses Terrain 
für umstrittene Großprojekte an... 
Geködert wird selbstverständlich mit 
versprochenen Arbeitsplätzen. 300 sol- 
len es werden und 300 Mio DM will 
Daimler investieren, also 1 Mio DM für 
einen Arbeitsplatz. Es ist derselbe Kon- 
zen, der in seinem Wilhelmshavener 
Olympia-Werk 2700 Arbeitsplätze ver- 
nichtet... 

In der Benz-Hochglanzbroschüre “Mer- 
cedes-Benz-Prüfgelände - ökonomische 
und ökologische Chancen für die Regi- 
on Papenburg” liest es sich dann so: Mit 
Inbetriebnahme werden rund 150 
Arbeitskräfte - je zur Hälfte Fachkräfte 
und Arbeiter - benötigt. Daß Fachkräfte 
für eine Automobilteststrecke in Papen- 
burgs Umgebung wohl kaum zu finden 
sind, dürfte klar sein. Und das “Auf- 


.tragsvolumen von rund 300 Mio DM 


soll so weit wie möglich an leistungs- 
fähige Firmen der Region vergeben 
werden”. 

Neben leistungsfähigen Fir- 
men wie z.B. ADO-Gardinen (die mit 
der Goldkante) oder Schiffsbauwerften 
(Stichwort Emsverbreiterung), die ja 
wohl nicht gemeint sein können, wird es 
sich wohl um kleinere Bauunternehmen 
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handeln, die dann wohl die 7 Mio 
Kubikmeter Sand, die für die Großbau- 
stelle benötigt werden, fahren dürfen, 
dessen Abbau noch mehr Landschaft in 
eine Mondlandschaft verwandeln wird. 
Für den Bau der Teststrecke, die auf 
einem Gebiet von 1275 ha entstehen soll 
und größtenteils im Besitz des Landes 
Niedersachsen, der Norddeutschen 
Landgesellschaft und der Stadt Papen- 
burg ist, werden natürlich Spezialfirmen 
benötigt. 

Auf diesen 1275 ha Moor und Forstge- 
biet leben noch fast 50 (!) Arten, die auf 
der Roten Liste der vom Aussterben 
bedrohten Tiere und Pflanzen zu finden 
sind. Sumpfohreule, Brachvogel und 
Goldregenpfeifer zum Beispiel haben 
hier noch eine Überlebenschance. Oder 
der rundblättrige Sonnentau, eine 
fleischfressende Pflanze, die von der 
Stiftung Natur und Pflanzen zur “Blume 
des Jahres 1992” gekürt wurde und 
durch die Benennung stellvertretend auf 
gefährdete Lebensräume aufmerksam 
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machen soll. 

Daimler verspricht, Kompensations- 
flächen zu schaffen, strebt eine land- 
schaftliche Neugestaltung mit Gelände- 
modellierung an, und zwar innerhalb 
des betroffenen Landschafts- und Funk- 
tionsraumes, der laut Plan von einem 
hohen Schutzwall und Zäunen umgeben 
sein wird. Welcher Vogel wird in einem 
lärmenden, stinkenden, nachts vom 
Licht überfluteten Gebiet, das zudem 
durch unvermeidbare Grundwasserab- 
senkung nicht nur das Nahrungsangebot 
der Tiere, sondern auch den Lebens- 
raum stark bedrohter Pflanzen zerstört, 
leben wollen? Damit die geplanten bis 
zu 60m breiten Fahrbahnen und der 12,8 
km lange Oval-Rundkurs auf festem 
Grund stehen, wird die in ca. 5 km Tiefe 
liegende Pottsohle, die Schicht, die das 
für das Moor lebenswichtige Wasser 
hält, durchtrennt. Das Ergebnis ist mit 
einer Badewanne vergleichbar, aus der 
man den Stöpsel zieht... 

Dieser Automobilkonzern behauptet, 
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ökologische Zeichen setzen zu wollen, 
und baut mit der neuen S-Klasse das 
dümmste Auto seit Erfindung dieses 
Gerätes. 2,5 Tonnen Eigengewicht, im 
Normalfall ein Manager, also 100 kg 
Nutzlast. Bezieht man das auf den Wir- 
kungsgrad des Otto-Motors, also auf 17 
% ‚ergibt sich eine phänomenale Ener- 
gieausbeute von 1 %! 99 % für nix... 
Und weil die neue S-Klasse zu breit 
geraten ist, will nın die Bundesbahn 
sämtliche Autoreisezüge umbauen. Um 
den übermotorisierten Umweltskandal 
mitfahren zu lassen, muß die Spur auf 
den Waggons um 15 cm verbreitert wer- 
den. Auf die Idee, endlich mal die Per- 
sonenzüge behindertengerecht umzurü- 
sten, kommt die Bundesbahn nicht. - 
Autos vor Menschenleben- 

Dasselbe dachte die Firma Mercedes 
schon während der Nazi-Diktatur, als 
sie den Grundstock für ihre rasante wirt- 
schaftliche Entwicklung legte, zum 
größten Waffenproduzenten aufstieg 
und Zwangsarbeiter beschäftigte. 1944 
waren etwa 50% der damaligen Beleg- 
schaft Zwangsarbeiter. Auch heute 
arbeitet der Konzern nicht unter morali- 
schen, sozialen und ökologischen 
Gesichtspunkten, wie er uns glauben 
machen will. Gerade der Daimler-Benz- 
Konzern stand bei den Waffenlieferun- 
gen an den Irak wieder mal an erster 
Stelle. So lieferte er z.B. auch die 
Abschußrampen für die Giftgasgrana- 
ten, die unschuldigen Menschen in Isra- 
el das Leben kosteten. Kuwait hält übri- 


gens weiter an seinen “erstklassigen, 


Investitionen”, einem Anteil von 14,6 % 
an dem Industriekonzern, fest. Zur Zeit 
versucht Benz, die komplette tschecho- 
slowakische Nutzfahrzeugindustrie, die 
Firmen Tatra, LIAZ und Avia, die bis- 
her 70 % ihrer Fahrzeuge in die Sowjet- 
union, nach China, Saudi-Arabien und 
diverse Länder in Asien und Afrika 
exportierten, zu übernehmen. 
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Wer garantiert, daß auf der 
geplanten Teststrecke, die auch für 
Nutzfahrzeuge - und hinter diesem 
Begriff läßt sich vieles verbergen - vor- 
gesehen ist, nicht auch wieder Kriegs- 
maschinen getestet werden? Aus den 
alten Boxberger Plänen ergaben sich 
auch deutliche Hinweise auf einen 
militärisch nutzbaren Flugplatz, auf 
dem auch die größten Militärflugzeuge 
hätten starten und landen können. In den 
Ecken des Geländes waren sogar 
“Ohren” vorgesehen, in denen Flak- 
Geschütze hätten stationiert werden 
können. 

Die Besetzer/innen wollen 
Druck auf die Landesregierung ausü- 
ben, die sich bereit gezeigt hat, das 
Gelände an Daimler zu verkaufen. Im 
Zweifelsfall entscheidet sich also auch 
Rot-Grün für umweltfeindliche Projekte 
und gibt dem überwiegenden Teil der 
Bevölkerung weiterhin Vorbild, Opfer 
eines doktrinären Glaubens an den 
Wohlstand mit all seinen katastrophalen 
Folgen zu bleiben. So informiert z.B. 
das Umweltministerium über einen 
Telefonansagedienst zur aktuellen 
Ozonbelastung (0511 - 3838), deren 
Hauptverursacher Schadstoffe aus dem 
Kraftfahrzeugverkehr sind, bietet aber 


gleichzeitig kein alternatives Verkehrs- ° 


politikkonzept an, bei dem der Individu- 
alverkehr eine geringe Rolle spielt. 
Aber auch das Umweltministerium soll- 
te eigentlich wissen, daß eine Studie der 
Weltorganisation für Meteorologie und 
der NASA besagt, daß der Abbau der 
Ozonschicht, die vor gefährlicher ultra- 
violetter Strahlung der Sonne die Erde 
schützt, längst nicht mehr auf die 
Antarktis beschränkt ist. Große Teile 
Nordamerikas, Europas, der Sowjetuni- 
on, Neuseelands, Australiens und Lat- 
einamerikas sind auch schon betroffen. 
- Denke global, handle lokal. Die Städ- 
te werden für die Autos gebaut, nicht für 
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die Menschen. Fußgänger/innen und 
Radler/innen werden wie Ratten in Tun- 
nel unter der Erde verfrachtet. 

Die Besetzer/innen wollen 
nicht nur gegen die Teststrecke demon- 
strieren, sie wollen auch Zeichen für 


ak. 


... damit das 
Kapital nicht das 
letzte Wort behält 


Wir dokumentieren, 
kommentieren und 
berichten u.a. über: 
den rassistischen Terror 
vor und nach Hoyerswerda 
Klassenjustiz 
die Situation nach dem 
Zerfall der Sowjetunion 


den Kampf gegen 8 218 
die Frauenbewegung in 
Ost und West 
Befreiungsbewegungen 
in der „Dritten Welt” 
und und und ... 


Der ak erscheint vierwöchtlich. Er ko- 
stet DM 6 und ist in allen linken Buch- 
läden und gut sortierten Zeitschriften- 


läden erhältlich. Oder direkt bei der 
Hamburger Satz- und Verlagskooperative 


Schulterblatt 58, 2000 Hamburg 36 
Tel. 040 / 43 53 20 


Der ak kostet im Abonnement: 
jährlich DM 72; halbjährlich DM 38 
Für AbonnentInnen in der (ex-)DDR: 
jährlich DM 60; halbjährlich DM 33 


Einzelbestellungen: DM 6 + DM ] Porto 
Kostenloses Probeexemplar bestellen! 
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eine ökologische Lebensweise setzen. 
Ein Windrad erzeugt Strom für die 
Gemeinschaftsküche, Lebensmittel wer- 
den möglichst direkt von biologisch 
bewirtschafteten Höfen aus der Region 
bezogen; überdüngtes und gespritztes 
Supermarktgemüse kommt nicht auf 
den Tisch. Die Ernährung ist überwie- 
gend fleischlos, da unser übertriebener 
Fleischkonsum mitverantwortlich für 
unwürdige Tierhaltung, die Ausbeutung 
der “Dritten” Welt, die Zerstörung der 
Regenwälder und die zunehmende Ver- 
seuchung des Grundwassers ist. Auf das 
Autofahren wird weitgehend verzichtet, 
die meisten sind mit Bahn oder Fahrrad 
gekommen. Das Leben im Hüttendorf 
ist selbstbestimmt. Es gibt keine Orga- 
nisatoren, die die Fäden in der Hand 
haben. Wichtige Dinge werden im Ple- 
num von allen besprochen. Keiner kann 
bestimmen, wer was zu tun oder zu las- 
sen hat. 

Wer das Hüttendorf durch 
Anwesenheit unterstützen will, sollte 
bedenken, daß im Moor wetterfeste 
Bekleidung angesagt ist! 

Es mangelt aber auch an 
finanzieller Unterstützung für Baumate- 
rial, Öfen etc. 

Zu einer etwaigen Räumung 
des Dorfes äußerte sich Niedersachsens 
Innenminister Glogowski wie folgt: “In 
Deutschland kann jeder Urlaub machen, 
wie er will.” Die Taktik heißt also: Her- 
unterspielen, Nichtbeachten, in der 
Hoffnung, daß der Winter das Problem 
von alleine löst und die Besetzer/innen 
bibbernd abziehen. Die Mahnwache 
Hannover aber z.B., die den Winter über 
bleiben will, hat bereits den letzten 
Winter während des Golfkrieges in Zel- 
ten verbracht. 
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Treuhand verkauft Bodenschätze 
der Ex-DDR 


Eine Verordnung aus DDR-Zeiten 
berechtigt die Treuhand zum Verkauf 
aller Bodenschätze und Rohstoffe in 
den neuen Bundesländern. Weder auf 
Natur- und Umweltschutz noch auf die 
Belange der Grundeigentümer oder 
Gemeinden muß dabei Rücksicht 
genommen werden. 

In Wulkenzin bei Branden- 
burg baggerte die Kieler Firma Solter- 
beck 40.000 Kubikmeter Kies mitten 
aus einem Landschaftsschutzgebiet. Im 
sächsischen Kreischa will die Firma 
Krieger aus Neckarsteinbach den seit 30 
Jahren geschlossenen Steinbruch am 
Blauberg wiedereröffnen. Vertreter der 
Kommune und Anwohner befürchten, 
daß Sprengarbeiten und LKW-Trans- 
porte einer nahegelegenen Klinik sowie 
einem Naherholungsgebiet schaden. 
Am Südharz ist eine ganze Landschaft 
gefährdet. In dem einzigartigen Gips- 
karstgebiet, das sich von Osterode in 
Niedersachsen über Nordhausen in 
Thüringen bis zum Kyffhäuser in Sach- 
sen-Anhalt am Südrand des Harzes ent- 
langzieht, wollen West-Firmen Gips- 
und Kiesvorkommen ausbeuten. Selbst 
die wegen ihrer einmaligen Flora und 
“ Fauna zu DDR-Zeiten geschützten Bio- 
tope am Stolberg sind betroffen. Unter 
der Goldenen Aue, einer fruchtbaren 
Ackerlandschaft, sollen Kiesvorkom- 
men für den Autobahnbau ausgeräumt 
werden. Der Leiter des Naturschutzam- 
tes im Nordhäuser Landratsamt 
befürchtet, daß dann ein Biosphärenre- 
servat “Südharz” nicht mehr durchführ- 
bar sein wird. 

Juristische Grundlage für das 
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Ausbeuten von Bodenschätzen und 
Rohstoffen in den neuen Bundesländern 
ist eine Verordnung aus der Endphase 
der DDR-Regierung. Der aus Nordhau- 
sen stammende Ministerpräsident 
Lothar de Maiziere hat sie am 22. 
August 1990, neun Tage vor Inkrafttre- 
ten des Einigungsvertrages, unterschrie- 
ben. Besagte Verordnung erlaubte es 
der Vorratskommission des DDR-Mini- 
sterrates, noch bis zur Wiedervereini- 
gung am 3. Oktober 1990 das Eigentum 
an allen Bodenschätzen und Rohstoffen 
auf die Berliner Treuhandanstalt zu 
übertragen. Die Treuhand mußte dafür 
lediglich einen Antrag bei der Kommis- 
sion stellen. Insider berichten, daß es 
zwischen der Vorratskommission, die 
zu DDR-Zeiten die Oberaufsicht über 
die Bodenschätze hatte und der Treu- 
hand seinerzeit “eine Standleitung” 
gegeben habe. Die Verfügungsgewalt 
über alle wichtigen Lagerstätten sollte 
noch rechtzeitig beantragt werden. Die 
Treuhand darf seitdem (auch das ist in 
der Verordnung festgelegt) ihr Berg- 
werkseigentum “gegen Entgelt” weiter 
übertragen, sprich an Unternehmer aus 
dem Westen verkaufen. Von Rücksicht 
auf den Naturschutz oder die Interessen 
der Grundeigentümer ist in der Verord- 
nung keine Rede. 

Die Verordnung schließt alle 
Bodenschätze und Rohstoffe Ost- 
deutschlands ein: Von der Braunkohle 
über Torfe, Gase, Mineralien, Salz, 
Kies, Gips und Sand bis zu natürlichen 
radioaktiven Stoffen. Besonders brisant: 
Auch Gesteinsformationen, die zur « 
unterirdischen behälterlosen Speiche- 
rung geeignet sind, dürfen verkauft wer- 
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den. Damit kann die Treuhand zum Bei- 
spiel alte Kaligruben zu Giftmüll- 
Lagern machen. Mindestens zehn Pro- 
zent der Flächen in den neuen Bundes- 
ländern, schätzen Umweltschützer vom 
Bündnis 90/Grüne aus Erfurt, sind von 
der Verordnung betroffen. 

Juri- 
stisch ist die 
Übertragung von 
Bergwerkseigen- 
tum und der Wei- 
terverkauf durch 
die Treuhand 
mehr als umstrit- 
ten. Betroffene 
sprechen von 
einer “zweiten 
Enteignung” 
Denn im Gegen- 
satz zu Grund: 
stücken und 
Gebäuden zu ebe- 
ner Erde, wo das N 
Prinzip Rückgabe Be: vr 
vor Entschädi- 
gung gilt, herrscht 
die Treuhand 
unter der Erde 
uneingeschränkt. 
Denn laut Eini- 
gungsvertrag 
besteht im Osten 
Deutschlands das 
alte DDR-Bergge- 


setz weiter. Und | Preis: 9.80 DM 
das gibt allein | Einzelbestellerlanen: 10 DM (incl. Vermad) 
dem. Staat, Imdi- | MP empreen 


bei:AurorA 
Knobelsdorffstr. 8 
1000 Berlin 19 


rekt also der Treu- 
hand, das Eigen- 
tumsrecht an | 
Bodenschätzen. 
Inzwischen dämmert einigen 
Umweltministern aus den neuen Län- 
dern, daß es so nicht weitergehen kann. 
Thüringens Umweltminister Hartmut 
Sieckmann zum Beispiel will den Aus- 
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verkauf der Landschaften auf politischer 
Ebene stoppen. Künftige Abbauanträge 
von West-Unternehmen sollen über sei- 
nen Schreibtisch gehen. Im Erfurter 
Ministerium ist jedoch ausgerechnet 
jener Mitarbeiter für den Naturschutz 
zuständig, der früher den Bergbau über- 
wachte. Er macht 
sich weiterhin für 
den Abbau von 

Naturgips stark. 
Wirtschaft- 
lich notwendig 
wäre das aller- 
dings nicht. Denn 
mittlerweile ent- 
stehen in den 
Rauchgasent- 
schwefelungsan- 
lagen (REA) der 
Kohlekraftwerke 
der alten Bundes- 
republik im Jahr 
etwa drei bis vier 
"ya Millionen Tonnen 
"S Chemie-Gips, bis 
zu 50 Millionen 
liegen bereits auf 
Halde. REA-Gips 
ist gleichwertiger 
Ersatz für Natur- 
gips. Die Firma 
Rigips hat bereits 
vor Jahren am 
Kraftwerk Schol- 
ven in Gelsenkir- 
chen ein Gipskar- 
tonplattenwerk in 
Betrieb genom- 
men, das sich 

» U vollständig aus 
REA-Gips versorgt. 

(Aus: “Ökologische Briefe”, 49/91) 


Den Krieg will keiner, 


den Frieden aber auch nicht 
Zur Situation der ungarischen Minoritäten in Rumänien 


Krieg in Europa! Damit ist heutzutage 
keine Schlagzeile mehr zu machen, 
wenn in Jugoslavien inzwischen der 18. 
oder 19. Waffenstillstand gebrochen 
wird, sich die westeuropäischen Regie- 
rungen auffallend halbherzig um die 
Beendigung des Blutvergießens küm- 
mern und die Presse keine Sensationen 
mehr zu vermelden weiß, außer die 
neuen Zahlen von Toten, Verletzten und 
Flüchtlingen. 

Fragt man die Menschen in 
Rumänien, ob es um die Unabhängig- 
keit Siebenbürgens Krieg geben wird, 
dann bekommt man zur Antwort ein 
spontanes “Nein” und als Begründung 
erstaunlich konzentriert zusammenge- 
faßte Kalkulationen über mögliche 
militärische Unterstützung aus dem 
Ausland. Die Ungarn und Szekler (eine 
andere ungarische Volksgruppe) wissen 
sehr wohl, daß sie allein zu schwach 
sind. So ist der Krieg bereits in den 
Köpfen. 

Allerdings muß ich eingeste- 
hen, mich nur mit siebenbürger Ungaren 
unterhalten zu haben. So ist mein Arti- 
kel durchaus einseitig. 

Anfang November beschäftig- 
te sich das rumänische Parlament zwei 
Wochen lang mit einem Rapport einer 
Regierungskommission über seit dem 
Dezember 1989 begangenen Gewaltta- 
ten in den von Ungaren bewohnten Pro- 
vinzen. Der Titel dieses Rapports lautet 
ziemlich rhetorisch: “Vertrieben im 
eigenem Land!”. Damit sind nicht etwa 
die Angehörigen rumänischer Ungaren 
gemeint, sondern Rumänen. 

In mehreren Kapiteln wird auf die 
Geschichte der Ungaren in Siebenbür- 
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gen eingegangen, auf die von ihnen 
begangenen Gewalttaten, sowie ihre 
Wertung. Es ist fast unmöglich, die Vor- 
würfe von, der ungarischen Seite zu 
bewerten, nach denen die Geschichte 
verfälscht dargestellt wird, denn die 
Historie der ungarischen Völker wird 
von der rumänischen Seite ganz anders 
dargestellt. Ihrer Interpretation zufolge 
waren die Rumänen weitaus länger in 
Siebenbürgen zuhause, als alle anderen 
Völker. (Die Minderheit der Siebenbür- 
ger Sachsen, die bereits zu 90% ausge- 
reist ist - laut Pfarrertag der evangeli- 
schen Kirche in Rumänien waren es im 
August noch 36 000, wobei monatlich 
etwa 1000 gingen - spielt absolut keine 
Rolle mehr). 

Dieser Streit, ob Ungaren oder 
Rumänen die ersten im Land waren, 
scheint sinnlos, zumal er sich auf eine 
Zeit bezieht, die länger als tausend Jahre 
zurück liegt. Siebenbürgen war schon 
immer die Heimat vieler Völker, das 
südöstliche Tor nach Europa und - das 
macht den Streit so “delikat’” - es ist an 
Bodenschätzen, landschaftlich, land- 
wirtschaftlich und kulturell eines der 
reichsten Länder Europas. Es verfügt 
auch über bedeutende Standorte der ' 
Industrie, die aber nicht den Normen 
des Weltmarktes entspricht. Für die 
rumänische Wirtschaft wäre es ein 
Katastrophe, diesen Schatz zu verlieren. 

So waren die Parlamentsde- 
batten bestens dazu geeignet, die rumä- 
nische Bevölkerung am 8. Dezember für 
die neue Verfassung stimmen zu lassen. 
Diese Verfassung schließt einen autono- 
men Status der ungarischen Provinzen 
aus, wie es ihn bis Mitte der sechziger 


telegraph 12/91 


Jahre gegeben hat. Interessantsind & 
die beigefügten Listen des Rap- & 
ports. In ihnen wird jeder Tot- 
schlag, jede Verletzung und jede 
Sachbeschädigung verzeichnet, & 
versehen mit Datum, Vorgangund 
Namen der Täter. So läßt sich 
leicht feststellen, daß sich fast alle 
dieser Gewalttaten in den Tagen 
der “Revolution” abspielten, wo 
überall in Rumänien Polizeigebäu- 
de, Parteibüros und Vertreter der 
Ceausescu-Staatsmacht angegrif- 
fen wurden. 

Unter den 118 aufge- 
zählten Menschen, die ihre Heimat 
in den von Ungarm bewohnten 
Provinzen verlassen mußten, die 
“Vertriebenen”, befinden sich 88 
höhere Ceausescu-Polizisten und 
Mitarbeiter der Securitate. Somit 
werden die Aktivisten der “Revo- 
lution” kriminalisiert und nicht 
nur die ungarischen Siebenbürger. 

In den Listen sind man- 
che Übergriffe mehrfach verzeich- 
net, vielleicht, um diese Listen länger zu 
machen. 

Weil jeder der Parlamentarier 
nur fünf Minuten Redezeit hat, ließen 
sich die Ungereimtheiten nicht einmal 
im Ansatz klären. Einer der Abgeordne- 
ten der Ungarischen Demokratischen 
Partei Rumäniens (RMDS) erkannte 
dies und fragte das Hohe Haus, warum 
man nicht die wichtigsten Fragen 
anspreche, schließlich wisse man nicht, 
wie Rumänien angesichts der Energie- 
probleme über den Winter kommen 
wird. 

Aber auch auf den ersten 
Blick läßt sich eine Veränderung in Sie- 
benbürgen feststellen. Laut Anordnung 
wurden alle öffentlichen Gebäude und 
die Schulen mit der rumänischen Trico- 
lore beflaggt, wie es sonst nur zu Feier- 
tagen üblich war. Das stößt natürlich 
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nicht gerade auf die Gegenliebe der 
ungarischen Minoritäten, zumal 
behauptet wird, daß dies ein Millionde- 
al der national-chauvinistischen “Vatra 
Romanesca” ist, die das Stück für 200 
Lei verkauft. 

In Tirgu Mures/Marosvasar- 
hely, der Hauptstadt einer ungarischen 
Provinz, brachte die “Vatra” alle staatli- 
chen Geschäfte der City in ihren Besitz, 
also fast alle überhaupt. 

Ein anderes Ereignis dürfte in 
seiner Taktlosigkeit auch nicht dem 
Verständnis in Siebenbürgen lebenden 


. Völker beitragen. 


Der erste Dezember ist der Nationalfei- 
ertag Rumäniens. An diesem wurde Sie- 
benbürgen 1918 mit Rumänien verei- 
nigt. Für die nichtrumänischen Sieben- 
bürger ist das nicht gerade ein Feiertag. 
An diesem Tag wurde in dieser Stadt 
mit großem Pomp vor dem Rathaus ein 
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Denkmal eingeweiht. Es ist eine ori- 
ginalgetreue Reproduktion der römi- 
schen Plastik der Wölfin mit Romulus 
und Remus. Auf dem Sockel steht “Für 
die Lateiner in der Stadt Tirgu Mures”, 
eine Anlehnung an den Großmachtan- 
spruch des römischen Reiches, als ein 
Teil dessen Nachfolger sich die rumäni- 
schen Nationalisten sehen. Flankiert 
wurde diese Veranstaltung von schwer- 
bewaffneten Posten der Antiterrorein- 
heit. Eine Demonstration mit Nach- 
druck. 

Es ist unverkennbar, daß sich 
die Fronten zwischen den Nationalitäten 
verhärten. Schlichtungsversuche gibt es 
nicht, denn Europa beliebt ja noch nicht 
einmal energische Maßnahmen zur 


Beendigung des Krieges in Jugoslavien 


zu ergreifen. 

Was dabei unter den Tisch fällt, ist die 
schlimme wirtschaftliche Lage Rumäni- 
ens. Natürlich werden die Löhne der 
Inflationsrate angeglichen, doch die 
Preise sind frei und steigen um ein viel- 
faches. Einige Grundnahrungsmittel 
sind wieder rationiert, manche von 
ihnen werden noch geringer zugeteilt als 
unter Ceausescu. So ist es nicht verwun- 
derlich, wenn in einem Privat-Cafe an 
der E 60 ein Ceausescuportrait prangt, 
und sich niemand der Gäste, Kraftfahrer, 
Anwohner, Polizisten und Soldaten, 
daran stößt. 

Molti 


Mauergedenkstätte soll anderweitig 
verwertet werden 
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gangs ein kleines 
Freiluftmuseum 
errichtet wurde, das 
jene Werkzeuge, 
eräte und Einrich- 
ungen zeigt, die der 

estreiseunwürdige 
Bürger der DDR zu 
;püren bekam, wenn 
:s ihm einfiel, ohne 
Erlaubnis der Regie- 
rung das Land zu ver- 
lassen. Diese Dinge 
im Gedächtnis zu 
halten, bleibt wich- 
tig, wenn man nicht 
[wie viele in nostal- 

isch verklärte Sicht 


Das Westberliner Haus 
am Checkpoint Charlıe 
ist von unrühmlichen 
Legenden umwoben. Es 
sei, heißt es, eine Speer 
itze des kalten Krieges 
achfolger der Terror 
gruppe “Kampfgrupp 
ce; Urerschlich 
keit”, stünde im Sold d 
CIA und _ dergleichen 
mehr. Ohne jetzt dı 
amerikanischen Show 
Buseness-Methoden de 
Leitung des Hauses zu 
beklagen und den Antei 
der Abteilung Desinfor 
mation der Staatssicher Ä 
heit an dem bösen Rul N es Ein- und Aus- 
des Hauses zu untersu FERNEN ;perrstaatess DDR 
chen, kann doch gesagt] Andere über uns: "Der Inhalt des Druck- |Crfallen und den 
a = nn werka UNFASSBA gefährdet das Ziel des a und Keen 
am \.heckpoin ICh Vollzuge und die Sicherheit und Ordnung |, m 
— all die Jahre die Ye, Anstalt erheblich. Die gesamte Aus- ” rn 1 
rinnerung an all die iefern will. 
Brutalitäten aufrechter gabe Ist von einer agltatorlechen, auf Für konser- 
halten hat, die an jenem| Aufwlegelung der Gefangenen gerlohte- ative Politiker aller- 
sogenannten “antifaschi-}| {en Grundtendenz... Anarchle wird ver- ings scheint sich der 
stichen Schutzwall’] herrlicht, zum Widerstand wird aufgeru- |Nutzen solcher Erin- 
geschahen. Daß es sich] fen...” (aus einer klassischen Anhaltever- |NTUngen erledigt zu 
dabei vorzugsweise von] fügung.) haben. Der Westber- 
konservativen Westpoli- liner Senator für 
tikern  instrumentierer Finanzen, der skan- 
ließ, liegt aber ebeı alträchtige Elmar 
daran, daß sich nur sehı Pieroth, teilte in die- 
wenig “Linke” un sen Tagen dem Haus 
Alternative im Weste am Checkpoint Char- 
bereitfanden, das DDR lie mit, das Bezirk- 
Regime aus ihrer Sich samt Mitte werde 
zu kritisieren. Stattdes- __laufgefordert, den 
sen ließ man sich von DDR-CDU-Leuten Nutzungsvertrag für das Gelände für den 1. 
erzählen, daß in der DDR jedermannreisen Juli 1992 zu kündigen. Nachfolger soll ein 
könne; die Leute wären nur zu faul, Anträ- sicherlich finanzträchtiger Investor, die 
ge zu stellen. Stattdessen ließen es sich “Central European Development Corpora- 
manche in Erholungsheimen und Zeltla- tion” (CEDC), nach anderen Angaben ein 
gern der DDR bei angemessenem Taschen- “American Business Center” werden. Das 
geld auf Kosten der Bevölkerung gutgehen ist kein Drama, nur eine Abwicklung unter 
und erzählten anschließend im Westen anderen, vielleicht nicht einmal eine 
vom “Wirtschaftswunder DDR”.Dem Demonstration wert. Es ist aber bezeich- 
Haus am Checkpoint Charlie istesauchzu nend für den Tanz um das goldene Kalb, 
verdanken, daß in den Jahren 1990/91 auf der in Zukunft das Leben der deutschen 
dem Gelände des ehemaligen Grenzüber- Hauptstadt bestimmen wird. r.l. 


UNFASSBA gibts für 4,- Mack In Briefmar- 
ken. Abo 20,-. Wiederverkauf: 10 Stück 
30,- Muck. Alles nur bar und gegen Vor- 
kasse. Alle 2 Monate neu bel: UNFI, o/o 
Umwälzzentrum, Scharnhorstatr. 87, D-W 
4400 Münster. 
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DEUTSCHER PÖBEL, 
DEMOKRATISCHE REPUBLIK 


‚Der Mord von Saarlouis, der Pogrom 
in Hoyerswerda und die Brandanschlä- 
ge in Freiburg als Beiträge zum Tag der 
deutschen Einheit 
(Aufruf zur Demonstration in Freiburg 
am 2. Oktober) 


“Wir haben noch nie nach der Nationa- 
lität gefragt.” Das sagte, während in 
Hoyerswerda der Pöbel tobte und 
“Deutschland den Deutschen” johlte, 
der sächsische Ministerpräsident. “Inve- 
storen sınd für mich Leute, die Geld und 
Ideen haben. Ob die aus Singapur kom- 
men, aus Japan, Australien, Kanada, aus 
Deutschland, aus Frankreich oder Eng- 


land spielt überhaupt keine Rolle. Im 


Gegenteil, je bunter, um so besser. 
Wettbewerb belebt schließlich das 
Geschäft.” Das erklärte unter der Über- 
schrift “Die Sachsen leisten Erstaunli- 
ches” Kurt Biedenkopf der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung, während seine 
Parteifreunde dem Asylrecht den Gar- 
aus bereiten und seine Landsleute allem, 
was undeutsch und also unmenschlich 
ist, ans Leben wollen. 

UNITED COLOURS of Germany? 
Sind “die Politiker” aufgeklärter als 
“das Volk”? Geschieht, was sogenannte 
“irreführende einzelne” im Westen auf 
eigene Faust und im Osten unter tätiger 
Beihilfe des Pöbels, unter Duldung der 
Polizei und mit mühsam verhohlener 
Sympathie der Regierung unternehmen, 
etwa im Widerspruch zur “freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung”? 
Erklärt sich der “Antirassismus” von 
Staats wegen aus anderen Gründen als 
aus der Angst, es könne auch einmal aus 
Versehen einen “Investor” treffen, nicht 
immer bloß Habenichtse? Aber der 
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Internationalismus des “großen Geldes” 
ist kein Widerspruch, sondern die Vor- 
aussetzung von nationalem Wahn und 
rassistischem Totschlag. Denn: Obwohl 
der Weltmarkt, solange die Bonität 
garantiert ist, auf den völkischen Plun- 
der von Rasse und Nation pfeift, müssen 
die Nationalstaaten, die die politische 
Form des freien Kapitalverkehrs darstel- 
len, doch immer wieder aufs Neue Ras- 
sismus und Antisemitismus ausbrüten. 
Sie sind die logische Konsequenz des 
“Rechts auf nationale Selbstbestim- 
mung” als der ideologischen Form kapi- 
taler Souveränität. Und während die 
politische Klasse so wenig rassistisch ist 
wie einst die Nazis, die Ukrainer zu 
Ariern aufnordeten, wenn sie sich in der 
SS ums tausendjährige Reich verdient 
gemacht hatten, so forciert sie doch 
zugleich den völkischen Wahn der Sub- 
alternen und sponsert ihre Suche nach 
“nationaler Identität”. Was man dem 
Geld, laute es nun auf Dollar, Pfund 
oder Mark, nicht ansieht - seine 
Abstammung und Hautfarbe - das soll 
bei Menschen so recht entscheidend 
sein, die keinen roten Heller vorweisen 
können. Die Konkurrenz, die die flie- 
genden vietnamesischen und mocambi- 
quanischen Zigarettenhändler den Exi- 
stenzgründern im deutschen Osten 
machen, ist dem Staat daher noch lange 
kein Grund, die multikulturelle Interna- 
tionale der Kleingewerbetreibenden zu 
proklamieren, und vielmehr seinen 
Staatsbürgen ein Vorwand 'zum 
behördlich tolerierten Pogrom. Wer als 
Ausländer in Deutschland um seine ein- 
fache Subsistenz zu kämpfen hat, ist des 
Todes. Denn Not gilt dem 
VOLKSGENOSSEN 
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als kriminell, Wehrlosigkeit als Einla- 
dung zum Totschlag und Flucht vor 
politischer oder ökonomischer Verfol- 
gung keineswegs als Aufforderung zu 
tätiger Solidarität, sondern als Anreiz 
zum Pogrom. Die Schwäche ist es, die 
den Pöbel reizt und anstachelt; wo 
sonst, als an den Wehrlosen, ließe sich 
demonstrieren, was das ist: deutsch? 
Die konformistische Rebellion der 
scheinbar Zukurzgekommenen und in 
Wirklichkeit wider allen kapitalen Ver- 
stand und allein aus völkischen Grün- 
den vom Staat ausgehalten Deutschen 
(Ost) demonstriert den Deutschen 
(West), wohin die Reise geht: 

Aufstand für die Ordnung, 
Volksgewalt im höheren Interesse des 
Staates, was die Regierung einstweilen 
nur halbherzig zu exekutieren scheint, 
demokratischer Pogrom. Das macht: 
Ein Deutscher ist ein Mensch, der noch 
nie einen Ausländer, einen Schwarzen 
oder einen Juden massakrieren konnte, 
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ohne dies in putativer Notwehr zu tun. 
Daß man Angst hat, sich in Permanenz 
bedroht fühlt, eingekreist, bedrängt und 
verfolgt, das gehört zum deutschen 
Volkscharakter wie die sprichwörtliche 
Sensibilität zum auf Mann dressierten 
Schäferhund. Auschwitz, das Grün- 
dungsverbrechen der postfaschistischen 
Gesellschaft, ist es, was dem Nationalis- 
mus hierzulande eine besondere Schärfe 
gibt: Daß man dem “auserwählten 
Volk” bis auf den Tod Konkurrenz 
machte und dennoch den Platz an der 
Sonne nicht ergattern konnte, das ver- 
mittelt dem deutschen Nationalwahn 
jenes Gefühl völliger Aussichtslosigkeit 
und daher um so haltloserer Entschie- 
denheit. Man hat die Zukunft schon hin- 
ter sich gebracht und will trotzdem nicht 
aufgeben, jetzt erst recht nicht. So ist 
der Mensch als Deutscher die verfolgte 
Unschuld schlechthin - die gegenwärti- 
ge Stimmung der deutschen Öffentlich- 
keit ließe sich in der Parole zusammen- 
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fassen: An alle Ausländer - zwingt uns 
nicht, Rassisten zu werden! Das Opfer 
ist schuld, die Tat Notwehr, das Gewis- 
sen rein. Und daher bedeutet das wohl- 
feile Dementi Manfred Rommels: “Asy- 
lbewerber sind keine Menschenfresser”, 
das den Flüchtlingen und Einwanderern 
gnädig die Zugehörigkeit zur menschli- 
chen Gattung attestiert, keine Auf- 
klärung, sondern nur den Beweis, daß 
einem staatstragenden Demokraten 
noch der Rassismus diskussionswürdig 
ist. Selbst einem Deutschen mag die 
Behauptung, Neger seien auch Men- 
schen, einleuchten - zumindest solange 
er sich selbst nicht zum Kannibalismus 
genötigt fühlt. 

Deutsche Not kennt kein 
Gebot. “Nur die SS kann uns noch ret- 
ten” - weit davon entfernt, ein Nazi zu 
sein, ist der Bürger von Hoyerswerda, 
der diesen Hilferuf der “Badischen Zei- 
tung” zu Protokoll gab, einfach nur ein 
Deutscher in Lebensgefahr, der vor 
Bedrängnis nicht mehr aus noch ein 
weiß. Schon das Entsetzen über die bar- 
barischen Methoden, mit denen die ita- 
lienische Polizei in Bari die albanischen 
boat people, die die Propaganda von 
“freedom & democracy” so wörtlich 
nahmen, wie Reklame noch nie gemeint 
war, rabiat als “Wirtschaftsflüchtlinge” 
und “Schnorrer” entsorgte, war die pure 
Heuchelei. Die Empörung lebte vom 
egoistischen Neid auf eine Nation, der 
es, bloß weil sie einen antifaschistischen 
Widerstand vorzuweisen hat und nicht 
nur einen 20. Juli, erlaubt sein soll, mit 
den Unbefugten so umzugehen, wie es, 
unternähme es der Staat der Deutschen, 
als “faschistisch” gebrandmarkt würde. 
Man fühlt sich ungerecht behandelt. Das 
wurmt. Ausgerechnet der Nationalso- 
zialismus ist es, der die Deutschen aus 
dem Hinterhalt der Geschichte an der 
Entfaltung ihrer nationalen Selbstbe- 
stimmung hindert. Das bohrt. Und so 
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hat die pogromlüsterne deutsche 
VOLKSFRONT 

von Hoyerswerda auf ihre Weise 
demonstriert, daß, pünktlich zum “Tag 
der deutschen Einheit”, die Wiedergut- 
machung der Nation ihrer Vollendung 
entgegengeht: Vom Ausland läßt sich 
der souveräne Deutsche nicht mehr 
dreinreden - und er will endlich wie ein 
Nazi denken und handeln dürfen, ohne 
deswegen schon einer gescholten zu 
werden: Auschwitz könnte schließlich 
jedem unterlaufen sein. Der Pöbel fühlt 
sich als der eigentlich Leidtragende und 
erwartet Einfühlung und Caritas. Hoy- 
erswerda beweist, daß der organisierte 
Neonazismus zumindest im Osten die 
Avantgarde der schweigenden Mehrheit 
ist, Volkes Sturm und Stimme. Schien 
die gesamtdeutsche Gesellschaft zuvor 
einerseits aus ein paar “verführten 
Jugendlichen” zu bestehen, einer peer 
group also, die ihren pubertären Chauvi- 
nismus aus lauter Langeweile, Mangel 
an Information sowie ungenügender 
Lehrpläne wegen zufälligerweise an 
Flüchtlingen und Einwanderern ausleb- 
te, und andererseits aus einer liberalen 
Öffentlichkeit, die ihren Abscheu in den 
höchsten Tönen lobte und ansonsten 
weizsäckermäßig an ihrer “nationalen 
Identität” schraubte - so besteht sie jetzt 
aus einer Clique von Totschlägern, 
ihren Claqueuren und einem wohlwol- 
lend die Sorgen der Totschläger und 
Claqueure erörternden Publikum, das 
ein bißchen Manöverkritik übt und gele- 
gentlich Szeneapplaus gibt, das jeden- 
falls noch in seiner liberalen Fraktion 
vor Einverständnis darüber trieft, daß 
die “Grenze der Belastbarkeit” erreicht 
sei. Die “Wiedervereinigung” schreitet 
zur inneren Einheit voran. Ab jetzt wird 
wieder “zurückgeschossen”, 

Noch sonnt sich die westdeut- 
sche Öffentlichkeit in dem eitlen 
Bewußtsein, daß, solange die Flüchtlin- 
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ge und Arbeitsimmigranten von Hoy- 
erswerda sich “West-Germany” als 
Fluchtadresse wünschen, alles halb so 
schlimm sei und vielmehr eine gute 
Werbung für die Segnungen von Demo- 
kratie und Marktwirtschaft. Daß jedoch 
die Friedhofsschänder von Ihringen 
nach mehr als einem Jahr immer noch 
nicht gefaßt wurden, das ist vielmehr 
von der heimatlichen Verschwörung des 
Schweigens gedeckt worden, das zeigt 
schon zur Genüge, wie unbegründet der 
Hochmut ist, mit dem das Volk (West) 
die Taten des Pöbels (Ost) aufs Konto 
des verflossenen Staatskapitalismus 
bucht. Der Unterschied, der keiner ums 
Ganze ist, besteht nur darin, daß das 


3 Publikum im Westen einstweilen in der 


Rolle des passiven Zuschauers verhartt, 
der niemals einen Volksgenossen 
denunzieren würde und so die Täter 
stillschweigend schützt, während die 
schweigende Mehrheit im Osten schon 
selbst Hand anlegt und zur Tat schreitet. 
Beruhigte sich das unterm Kuratel der 
Alliierten zwangsdemokratisierte 
Bewußtsein angesichts des politischen 
Fortlebens des organisierten Nazismus 
dreißig Jahre lang mit dem Gerede von 
den “Ewiggestrigen” und erklärte es 
sich danach, nach dem Aussterben die- 
ser Spezies, den Neonazismus als Aus- 
druck einer ebenso antiautoritären 
Revolte wie eines immerhin jugendli- 
chen Hungers nach Sinn, so tendiert es 
nun zu der Erkenntnis, daß der Rassis- 
mus mit dem Nazismus nicht das 
Geringste zu tun habe und vielmehr eine 
legitime Kompensation sozialer Unter- 
privilegierung darstelle. Der rassistische 
Mob rekrutiert sich aus dem Volk der 
ganz normalen Michel, denen man ganz 
und gar keine Sympathie für die Brau- 
nen nachsagen kann und die gerade des- 


‚halb, ganz objektiv und im Interesse des 


Ganzen, deren Aktionen für legitim 
befindet. In Hoyerswerda hat die Frank- 
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furter Allgemeine ein Exemplar dieser 
Sorte demokratischen Durchschnitts- 
deutschtums beobachtet: “Er hat immer 
zu den politisch Unbequemen gezählt, 
war von seinem Posten geflogen, noch 
kurz vor der Wende wegen eines 
Fluchtversuches verurteilt worden und 
saß dann am Runden Tisch in Hoyers- 
werda. Er ist kein Radikaler und schon 
gar kein Rechter. Und trotzdem kann 
man eine gewisse Sympathie für die 
Skinheads nicht verkennen. Sie sind für 
ihn sogar eine Art Robin Hood, die den 
Angsten der Anwohner endlich Nach- 
druck verleihen; sie stehen gegen eine 
linke Mafia, die er überall noch am 
Werke sieht.” Es ist gerade ihr Übermaß 
an demokratischer Zivilcourage und 
unparteiischer Sachlichkeit, das die 
Deutschen den Nutzen und Nachteil des 
Nazismus unvoreingenommen abwägen 
läßt. Daß der Widerstand gegen die 
“Entfremdung der sozialistischen Ein- 
heitsexistenz”, den die FAZ in Hoyers- 
werda am Werk sieht, nur rassistischer 
Mittel sich bedienen kann, das findet 
eine Öffentlichkeit ganz in Ordnung, die 
schon immer der Meinung war, die Brü- 
der und Schwestern im Osten seien 40 
Jahre lang im Auftrag von Fremdvölki- 
schen regiert worden. Weil einstweilen 
noch dem sozialistisch getünchten 
Staatskapitalismus in die Schuhe 
geschoben werden kann, was doch in 
der Sozialnatur von Herrschaft und 
Ausbeutung selbst begründet liegt, 
darum kann das demokratische Bewußt- 
sein seine eigene schleichende Nazifi- 
zierung besten Wissens und Gewissens 
bei der Abwicklung des Ostens vollzie- 
hen. Die 
VOLKSPARTEIEN 

konkurrieren um die Gunst des Pöbels 
und verwandeln sich darüber in seine 
politischen Repräsentanten, die Rech- 
ten, weil sie dem Pöbel zuvor, die Lin- 
ken, weil sie ihm dahinter kommen wol- 
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len. Während die Rechten das Urteil 
schon längst gefällt haben, versuchen 
die Linken noch, dem Volk die Vorteile 
der Ausländer für die Renten der ver- 
greisenden Nation auf den Pfennig 
genau vorzurechnen. Was der Pöbel 
ausspricht, das denkt Bonn. Wenn die 
“Frankfurter Allgemeine” heute die 
freie Meinungsäußerung eines Dr. med. 
Hans Lehner aus Pirmasens zu Wort 
kommen läßt, wonach es nicht angehe, 


“daß Menschen aus ganz anderen Kul-: 


turkreisen ohne jede politische Verfol- 
gung sich um die halbe Welt transpor- 
tieren lassen, um hier ein regelrechtes 
Parasitendasein zu führen”, dann 
braucht man auf den Leitartikel von 
morgen und die folgenden Statements 
aus Bonn nicht mehr gespannt zu sein. 
Was der Pöbel “Parasitismus” nennt, 
das heißt für die gute Gesellschaft 
“Mißbrauch des Asylrechts”. Und weil 
weder die Übergriffe und Anschläge auf 
die Wohnheime der Flüchtlinge, weil 
weder die bei Nacht und Nebel (wie in 
Saarlouis) noch die in aller Öffentlich- 
keit begangenen Morde (wie in Dres- 
den) die Ausländer bislang davon zu 
überzeugen vermochten, daß die altbe- 
kannte Ausländerfreundlichkeit der 
Deutschen nicht überansprucht werden 
darf, darum machen sich die Volkspar- 
teien das Anliegen des Pöbels unmittel- 
bar zu eigen. Zwar vermag die Bundes- 
regierung, so Bundesinnenminister 
Schäuble, “kein Verständnis für die 
Sympathieäußerungen einzelner Deut- 
scher gegenüber den (!) Ausschreitun- 
. gen” zu entwickeln, aber erklären kann 
man sich die Angelegenheit allemal 
doch. Und trotz der unsachlichen Form, 
in der die Bürger von Hoyerswerda ihr 
Interesse an einer besenrein deutschen 
Gesellschaft vortrugen, will man dem 
Pogrom einen berechtigten Kern keines- 
wegs absprechen. Die Regierung wettei- 
fert mit dem Pöbel um die beste 
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Abwicklung der Ausländerfrage; die 
Parteien konkurrieren miteinander um 
den optimalen Weg zur Befriedigung 
des deutschnationalen Bedürfnisses: 
Wo CDU und REPSs in Erwartung der 
kommenden Krise auf die staatspoliti- 
sche Nützlichkeit des kollektiven Wett- 
eifers ums Deutschtum setzen, da spe- 
kulieren SPD und Grüne einstweilen 
noch auf den gelingenden “nationalen 
Aufbau” und darauf, daß noch jede 
Menge billige Arbeitskraft importiert 
werden muß; wo die Rechtsparteien die 


‚ Interessen des Volksstaates zur Maxime 


machen - die völkische Homogenität -, 
da orientieren sich die Linksparteien 
einstweilen noch an den Bedürfnissen 
der Volkswirtschaft; während die 
Regierung entschlossen ist, das Asyl- 
recht zu liquidieren, um die “nationale 
Identität” der Deutschen zu wahren, 
setzt die Opposition auf die Beschleuni- 
gung des Verfahrens oder auf ein Ein- 
wanderungsgesetz, das, nach dem Vor- 
bild der USA, die ökonomische Taug- 
lichkeit aus der Masse der Unbrauchba- 
ren sortieren soll - und beide setzen wie 
selbstverständlich voraus, daß es legitim 
sei Menschen zu begutachten wie 
Schnitzel im Supermarkt.'So beschränkt 
sich die Kritik der Volksparteien an 
ihrem Volk darauf, Sachverstand her- 
vorzukehren und dem Pöbel zu erklären, 
daß man seine Interessen am besten ver- 
tritt, besser, als er es selbst jemals könn- 
te - vor allem, wie die Regierung erklär- 
te, “im Interesse des außenpolitischen 
Ansehens”. Denn noch will der deut- 
sche 
VOLKSSTAAT 

die Abwicklung der “Asylantenfrage” 
ohne größeres Aufsehen organisieren, 
durch die “Einheit der Demokraten” 


"und durch eine “große Koalition der 


Vernunft”, wie sie sich der Vorsitzende 
des Innenausschusses des Bundestages 
(SPD) wünscht. Die Parole von der 
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“großen Koalition” soll den Notstand 
signalisieren, in dem die Volksgemein- 
schaft sich wähnt und den sie “auf dem 
Boden der Sachlichkeit” (Björn Eng- 
holm) zu bewältigen gedenkt. So wird 
parteiübergreifend die Meinung vertre- 
ten, Rassismus habe mit der Zahl der 
Ausländer zu tun und nicht mit der 
Beschaffenheit der deutschen Gesell- 
schaft. Aber es gibt keine “Ausländer- 
frage” - die Frage so zu stellen, bedeu- 
tet, sie schon beantwortet zu haben wie 
einst die “Judenfrage”. Diese “Frage” 
bedeutet nichts anderes als die Antwort: 
Ohne Juden wären die Deutschen nie- 
mals Antisemiten geworden. 

Die Liquidierung des Artikels 
16 (2) Grundgesetz, der politisch Ver- 
folgten Freiheit und Leben verspricht, 
soll den “Dammbau” gegen die herein- 
brechenden “Menschenfluten” einleiten 
und den Rassismus beseitigen, indem 
man die Ausländer “herauslöst”. Nach 
dem Untergang des real vegetierenden 
Sozialismus soll weltweit niemand 
mehr sich einbilden können, er werde 
politisch verfolgt, wo er doch nur die 
Unkosten des freien Weltmarktes zu 
begleichen hat. Kein Wunder also, daß 
vor kurzem in Görlitz an der Oder eine 
Flüchtlingskonferenz unter Beteiligung 
amerikanischer Experten die Erfahrun- 
gen mit dem Grenzzaun zu Mexico dis- 
kutierte: der moderne eiserne Vorhang, 
der in zwei Jahren mehr Tote kostete als 
je Honeckers Mauer, soll das Vorbild 
abgeben für die Abschottung des kapita- 
len Reichtums vor Habenichtsen, Hun- 
. gerleidern, unnützen Essern und über- 
flüssigen Menschen. Die Akkumulati- 
onsmetropolen Kapseln sich ab, die 
Regulation des nichtdeutschen und 
außereuropäischen Menschenmaterials 
wird zur höchsten Kommandosache - 
und so muß der Asylgrund der “politi- 
schen Verfolgung” schon deshalb ent- 
fallen, weil Wirtschaft ab sofort Schick- 
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sal zu sein hat. Weil der von Artikel 16 
geforderte Zusammenhang von Ursache 
und Wirkung, zwischen einer persönli- 
chen “Schuld” und einer ihr folgenden 
Bedrohung, gerade gut genug war, als 
Propagandawaffe zur Einführung der 
freien Kapitalakkumulation im Osten zu 
taugen, und nun, inmitten der über den 
Süden und Osten des Globus vollstreck- 
ten “Kollektivschuld” des ökonomi- 
schen Bankrotts, obsolet wird, soll auch 
das Asylrecht ausgespielt haben. “W irt- 
schaftsflüchtlinge”, die durch die 
namenlose Macht des kapitalen Welt- 
markts um den letzten Lebensunterhalt 
gebracht wurden, Flüchtlinge, die vor 
den mörderischen Folgen des über den 
grünen Klee gelobten “Rechts auf natio- 
nale Selbstbestimmung” Reißaus neh- 
men, Menschen also, die sich noch nicht 
einmal den Luxus einer abweichenden 
Meinung leisten konnten und trotzdem 
ins Visier gerieten, haben im Staat der 
Deutschen nichts zu suchen. Wer nichts 
zu Markte zu tragen hat als seine nackte 
Haut, der hat auch kein Recht auf Exi- 
stenz geltend zu machen. Die Propagan- 
da gegen die fremdvölkischen “Parasi- 
ten” lebt konsequent von der Idee, der 
Reichtum hierzulande sei eine der deut- 
schen “Rasse” von Natur zukommende 
Eigenschaft, ein nationales Privileg, das 
sich zwanglos aus den Nationaltugen- 
den Fleiß, Sauberkeit und Ordnung 
ableiten ließe. Schon das Bild vom 
Kuchen, an dem alle knabbern und der 
nur einmal verteilt werden kann, stellt 
den Reichtum nicht als gesellschaftli- 
chen, sondern als natürlichen vor. Die 
Teilhabe am Reichtum wird in den 
Rang eines völkischen Privilegs erho- 
ben. Kein Wunder daher, daß dem Staat 
der Deutschen die geopolitische 
Abwehr der Massenarmut zur Forcie- 
rung der Suche nach “nationaler Iden- 
tität” gerät: Was in der Natur des kapi- 
talistischen Nationalstaates liegt, die 
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Grenzziehung zwischen den ihrer jewei- 
ligen Souveränität hörigen Gesellschaf- 
ten, das soll von den Individuen in der 
Form des nationalen Wahns auch prak- 
tisch angeeignet werden. Die Polemik 
gegen die “Grenze der Belastbarkeit” 
arbeitet an dieser Verinnerlichung: Was 
die politischen Symbole, was die deut- 
schnationalen Schmachtfetzen und 
Hymnen vorstellen, die Idee einer orga- 
nischen Einheit von Staat und Volk, 
schlägt sich in der Praxis im Recht der 
Staatsangehörigkeit nieder. Hier wird 
die “nationale Identität” aus einem 
wohlfeilen Mittel der Rethorik zur poli- 
tischen Waffe, zum Mittel der Produkti- 
on von Nationalität. In den Definitionen 
des Asyls, in den Regelungen des Frem- 
den- und Ausländerrechts, in den büro- 
kratischen Ritualen von Ein- und Aus- 
bürgerung, des Paß- und Meldewesens 
usw, usf. wird die Frage, die der Staat 
seine Bürger ständig zu beantworten 
zwingt - Was ist deutsch? - praktisch 
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entschieden. So verläuft die Staatsgren- 
ze mitten durch die Bevölkerung, die 
dadurch zum Volk transformiert wird; 
diese innere Grenze trennt noch einmal 
die Staatsbürger von den Staatsan- 
gehörigen von den Ausländern von den 
Asylbewerbern von den zeitweilig 
Geduldeten von den Staatenlosen, von 
den völlig entrechteten Flüchtlingen 
schließlich, die bei Nacht und Nebel 
über die Grenze kommen. Es ist dies ein 
ungeheuerliches und ungeheuer wirksa- 
mes System, dessen Subjekt der Souver- 
än, die politische Gewalt des Kapitals, 
darstellt. Das kapitalproduktive wie 
staatsloyale Individuum soll am Flücht- 
ling die Schrecken der prinzipiellen 
Überflüssigkeit des je einzelnen für den 
Fortgang der Akkumulation sinnlich 
und hautnah erfahren. Um der Angst 
Herr zu werden, um sich dem Souverän 
anzudienen, terrorisiertt er sich und 
Volksgenossen mit der Forderung nach 
“nationaler Identität” und will sich so 
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im Angesicht des Souveräns wie unter 
den Augen des Kapitals als fügsames, 
also nützliches, also notwendiges und 
unverzichtbares Subjekt beweisen. 
Nichts anderes als die Wirksamkeit die- 
ses Kalküls haben der Mord von 
Saarlouis, der Pogrom von Hoyerswer- 
da und die Brandanschläge in Freiburg 
pünktlich zum 
Tag der deutschen Einheit 

bewiesen. Je intensiver der nationale 
Einheitswille unter der Vorahnung der 
kommenden Krise des Weltmarktes 
wird, die dem “Modell Deutschland” 
das Ende bereiten wird, um so tödlicher 
agıert das Vaterland, um so radikaler 
schreitet die Verwandlung der bürgerli- 
chen Gesellschaft zur Volksgemein- 
schaft voran und um so erbarmungslo- 
ser wird sich der Wille zur Teilhabe am 
kapitalen Überfluß im Totschlag der 
Unbefugten und Unberechtigten aus- 
drücken. Diese Krise der sozialen Inte- 
gration kann, solange sie als Krise der 
nationalen Souveränität vorgestellt 
wird, nur in Pogrom und Mord enden. 
“Der Rechtsextremismus””, schreibt die 
“Frankfurter Allgemeine”, “hatte im 
Westen nie eine solche Konjunktur, 
gesättigte Bürger proben nicht den Auf- 
stand, sondern genießen den Konsum” - 
schon die Behauptung, daß der Deut- 
sche unterhalb eines gewissen Nettoein- 
kommens allen Grund zum Rassismus 
habe, ist die Generalabsolution der deut- 
schen Vergangenheit und ihrer Zukunft 
in einem. Tatsächlich: Wenn dem Bür- 
ger sein politisch für legitim erklärter 
Nazismus von Staats wegen erst noch 
abgekauft werden muß, dann muß die- 
ser Staat selbst, ausgerechnet im Inter- 
esse der Abwehr des Nazismus in dem 
Maße nazistisch werden, wie das Staats- 
defizit wächst und wie die Mittel zur 
demokratischen Korruption des Volkes 
ausgehen. Die Bürger von Hoyerswerda 
jedenfalls haben der Vorstellung, man 
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sei “als Deutscher” zu irgendwas 
berechtigt und man habe, allein auf- 
grund seiner Abstammung, aller Sorgen 
enthoben zu sein, die das Kapital ever- 
ybodys right to pursuit his happyness in 
den Weg legt, mächtig Vorschub gelei- 
stet. So ist der “Tag der deutschen Ein- 
heit” schon jetzt ein mordsmäßiger 
Erfolg gewesen. 


Anmerkung eines Redakteurs: Der vor- 
stehende Beitrag löste in der Redaktion 
heftige Diskussionen aus. Ich persönlich 
kritisiere vor allem überzogene Verglei- 
che, Pauschalisierungen, unnötige Reiz- 
begriffe und insgesamt einen Tonfall, 
der darauf verzichtet, sich einem breite- 
ren Publikum zu vermitteln. Inhaltlich 
bin ich insbesondere dagegen, daß der 
Begriff “deutsch” grundsätzlich in 
einem beschimpfenden Sinne verwen- 
det wird. Ob wir das nun wollen. oder 
nicht, wir sind halt Deutsche und kön- 
nen aus dieser Geschichte nicht ausstei- 
gen. Und ich fühle mich sehr persönlich 
verbunden mit denen, die für mich das 
andere Deutschland verkörpern, eines 
Heinrich Heine, Johann Jacoby, Guido 
Weiß, August Bebel, Eduard Bernstein, 
Gustav Landauer, Erich Mühsam, Lion 
Feuchtwanger und Erik Reger,um nur 
mal einige zu nennen. Daß die meisten 
dieser Leute Juden sind, zeigt eben nur, 
daß es hier nicht um irgendwelche 
Abstammungsfragen geht, sondern eine 
Lebens- und Kulturgemeinschaft, die 
für mich schon eine geistige Heimat ist. 
Die flache Geschichtslosigkeit, die in 
gewissen “linken” Kreisen als Tugend 
gilt, halte ich für einen schmerzlichen 
Verlust an Erfahrungshorizont und Kul- 
tur. Damit sind meine Fragen an den 
Artikel natürlich nicht zu Ende. Ich 
glaube, daß es wichtig ist, zwischen 
Kapital mit nationalistischer Interessen- 
lage (zum Beispiel an Schutzzöllen) von 
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Brauereien bis zur rheinischen Schwer- 


industrie und Kapital mit internationaler . 


Interessenlage von Waffenhändlern bis 
zu Computerherstellern zu unterschei- 
den, um nur mal einiges anzudeuten. 
“Das Kapital” gibt es eben nicht. Es 
wäre erfreulich, wenn es zu diesem Bei- 


trag eine LeserInnendiskussion geben 
würde. r.l. 

Anmerkung 2: Die vorstehenden 
Anmerkungen lösten in der Redaktion 
heftige Diskussionen aus und ich per- 
sönlich verweise zurück auf den 
Redebeitrag. t 


“Untergrund - Ein Konflikt mit der Stasi 
in der Uranprovinz” 


Vor drei Jahren brach Michael Beleites 
aus Gera in Thüringen ein Tabu und 
veröffentlichte seine Studie “Pechblen- 
de” über den Uranbergbau in der DDR 
und seine Folgen. Fesselnd und auf- 
rührend ist die Geschichte seines damit 
verbundenen Konflikts mit dem Mini- 
sterium für Staatssicherheit (MfS/Stasi) 
der DDR. Im vorigen Jahr hat Michael 
Beleites einen kleinen Teil seiner 
Stasiakten kopieren können. Zusammen 
mit seinem Briefwechsel, den er mit 
staatlichen Stellen führte und Gedächt- 
nisprotokollen, die er nach Stasivorla- 
dungen für die Kirchenleitung geschrie- 
ben hatte, veröffentlichte Michael 
Beleites sie jetzt als Buch. 

Ich glaube, die wesentliche 
Ursache für das reibungslose Funktio- 
nieren jedes manifesten Unrechts 
besteht in der organisierten Distanz zwi- 
schen Tätern und Betroffenen. Im Fall 
des Stasisystems stand diese Distanz auf 
drei Säulen: Es durften keine direkten 
Gespräche zwischen hauptamtlichen 
Stasi-Mitarbeitern und den betroffenen 
“Vorgangs-Personen” stattfinden. Die 
Sprache der Stasi prägte eine Entfrem- 
dung und Entpersönlichung im Denken. 
Und es existierte eine ideologische Bar- 
riere. Gegnern der bestehenden Ord- 
nung wurde die menschliche Würde 
aberkannt, sie kaputt zu spielen erschien 
legitim. Bezeichnend dafür ist auch, daß 


telegraph 12/91 


sich die Stasi bei einer noch so gründli- 
chen Bespitzelung kaum für die wirkli- 
chen Motive der “Verdächtigen” inter- 
essierte. Diese Schlußfolgerungen zieht 
Michael Beleites aus den Erfahrungen 
seines Konflikts mit dem Ministerium 
für Staatssicherheit (MfS/Stası) der 
DDR. 

Es verwundert nicht, wenn 
jemand wie Michael Beleites von den 
Mühlsteinen der Stasi erfaßt wurde. Er 
hat eines der bestgepflegtesten Tabus 
der DDR gebrochen und die Tatsachen 
des Uranbergbaus in den Uranprovinzen 
Sachsen und Thüringen in die öffentli- 
che Diskussion gebracht. 

Nicht nur unbedarfte Leser 
irritiert die Ausdrucksweise in den Sta- 
sidokumenten über den “Teilvorgang” 
VI "Entomologe’ des Zentralen operati- 
ven Vorgangs "Konflikt‘, wie Beleites 
von der Hauptabteilung XX/4 des Mini- 
steriums für Staatssicherheit bezeichnet 
wurde. Die Sprache der Stasi ist geprägt 
von Abkürzungen, Substantivierungen, 
von immer wiederkehrenden Wörtern, 
die in ihrer eigentlichen Bedeutung ver- 
ändert oder eingeschränkt zu bestimm- 
ten internen Begriffen geworden sind. 
Ein Ermittlungsverfahren durchführen 
oder Informationen beschaffen hieß 
“Bearbeiten”. Und “bearbeitet” wurde 
nicht ein Mensch, sondern ein “Materi- 
al” oder ein “Vorgang”, stellt Beleites 
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dar. Es gab operative Mitarbeiter, ope- 
rative Diensteinheiten, operative Perso- 
nenkontrollen, operative Vorgänge, 
operative Beobachtungen, politisch- 
operative Gründe. Mit der Bezeichnung 
“Operationsgebiet” meint man die Bun- 
desrepublik und West-Berlin. Aktive 
politische Gegner waren “Feinde”, 
weniger aktive waren “negativ” und in 
der Sammelbezeichnung “feindlich- 
negativ”. Wenn Ausreise-Antragsteller 
die DDR verlassen durften, wurden sie 
“aufgelassen”. In die Reisesperre wurde 
man “eingelegt”. “Kompetent bedeutete 
bei der Stasi nicht befähigt, sondern 
befugt. Nicht nur die Spitzel erhielten 
Decknamen, sondern auch die Bespit- 
zelten. Sprachliche Begriffe wie “Fahn- 
- dungsobjekt”, “Material”, “bearbeiten” 
und “einlegen” schafften Distanz zu den 
betroffenen Menschen. 

Nicht eine mögliche “Herab- 
würdigung” der offiziellen DDR- 
Umweltpolitik, sondern der “Verdacht 
... der Nachweisführung, daß auf diesen 
Gebieten - besonders 
Umweltschutz/Ökologie - in der DDR 
zu wenig getan wird”, war der Stein des 
Anstoßes den “Bürger der DDR Belei- 
tes, Michael” “zu bearbeiten”. Der Stasi 
war offenbar völlig klar, zeigt Beleites 
in seiner Dokumentation, daß auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes in der DDR 
“zu wenig getan” wurde. Es war aber 
verdächtig, dies im Zusammenhang mit 
der Friedens- und Umweltbewegung 
nachweisen zu wollen. 

Östlich an die Stadt Gera 
grenzt das größte europäische Uran- 
bergbaugebiet. “Wismut” war nicht nur 
der Firmenname für die nach dem zwei- 
ten Weltkrieg vom sowjetischen Militär 
aufgebaute Uranbergbauindustrie in 
Ostdeutschland, Wismut war ein Staat 
im Staate DDR. Neben der Territorial- 
struktur der 15 Bezirke in der DDR gab 
es noch eine “Gebietsleitung Wismut” 
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der SED, eine “Objektverwaltung Wis- 
mut” der Stasi und auch ein separates 
“Gesundheitswesen Wismut”. Obwohl 
die Wismut der größte Arbeitgeber in 
Ostthüringen und Westsachsen war, war 
sie einer der geheimnisumwittertesten 
Bereiche in der DDR. Man wußte nur, 
daß hier ganze Landschaften und die 
Gesundheit tausender Menschen dem 
sowjetischen Atombombenprogramm 
geopfert wurden. Sobald das Wort 
“Wismut” fiel , verstummten viele 
Gespräche, denn Wismut war ein Tabu- 
Thema. 

In ihrer” politisch-strafrechtli- 
chen und operativen Wertung” bedauert 
die Stasi, daß der “Verdächtige” es mit 
seiner Studie “Pechblende” verstanden 
habe “bei all seinen Handlungen und 
Aktivitäten unter der strafrechtlichen 
Relevanz.zu bleiben”. Jedoch sei seine 
Schrift “entsprechend ihres Charakters 
bei ihrer Verbreitung zur Auslösung 


von Unruhe, Angstzuständen und 
unkontrollierbaren Reaktionen unter der 
Bevölkerung, insbesondere in den 


Abbaugebieten in der DDR, geeignet”. 

Die Stasi ließ sich ihre Mei- 
nung durch Stellungnahmen und Gut- 
achten zur “Pechblende” bestätigen, 
unter anderem vom Zentralinstitut für 
Krebsforschung, vom Gebietsarzt des 
Gesundheitswesens Wismut, vom Staat- 
lichen Amt für Atomsicherheit und 
Strahlenschutz (SAAS),der Oberfluß- 
meisterei Gera, der Bezirkshygienein- 
spektion Gera und dem ärztlichen 
Direktor des Bezirkskrankenhauses 
Gera. 

Heute zeigt sich ein fatales 
Bild der Vergangenheitsbewältigung. 
Es sind nur diejenigen Täter zu einer 
ehrlichen Aufarbeitung bereit, die ihre 
früheren Posten verloren haben, stellt 
Beleites fest. Die für seinen Fall verant- 
wortlichen hauptamtlichen Stasi-Mitar- 
beiter, die sich heute einer Aufarbeitung 
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zur Verfügung gestellt haben und in sei- 
nem Buch Stellung bezogen, arbeiten 
jetzt als Versicherungsvertreter, Kipper- 
fahrer, Pförtner und Altenpfleger. Einer 
ist arbeitslos. Die anderen verleugnen 
ihre Mitschuld und haben sich in geho- 
benen Positionen gehalten. Das trifft 
nach Beleites Aufzählung - er nennt die 
Namen - speziell für Direktoren der 
Wismut und Strahlenschützer, Chefärz- 
te und Ärztliche Direktoren im Uran- 
bergbaugebiet sowie der Wismut- 
Arbeitshygieneinspektion und der Lei- 
tung des nationalen Krebsregisters der 
DDR. 

Beleites Geschichte dokumen- 
tiert aber auch die Methoden, mit denen 
ein Geheimdienst versucht, die Offenle- 
gung radioaktiver Bedrohung zu verhin- 
dern. Das ist ein Tätigkeitsfeld, das 
bestimmt das Ende der DDR überlebt 
hat. Ein Beispiel, das sicherlich zufällig 
sein mag, aber gedankliche Nähe wider- 
spiegelt: Der inzwischen geschaßte 
Technische Direktor des Uranaufberei- 


tungsbetriebes Seelingstädt der SDAG 
Wismut, schrieb in einer von der Stasi 
bestellten und gegen Beleites gerichte- 
ten “Eingabe”: “Internationale Studien 
belegen, daß z.B. in den USA für ca. 
35% der Krebstodesfälle Zusammen- 
hänge mit Nahrungsfaktoren und der 
Ernährungsweise angenommen werden 
und daß weitere 30% Folgen des inha- 
lierten Zigarettenrauchens sind und wei- 
tere Krebsrisiken im Zusammenhang 
mit hohem Alkoholkonsum und 
Umweltfaktoren stehen. Die Verringe- 
rung der Krebsrisiken erfordert deshalb 
eine Senkung des Alkoholverbrauches, 
strikte Einhaltung aller Vorschriften des 
Strahlenschutzes und ein hohes Maß an 
Sexualhygiene. Das nationale Krebsre- 
gister des Zentralinstitutes für Krebsfor- 
schung der Akademie der Wissenschaf- 
ten der DDR führt einen jährlichen 
Zugang von etwa 7000 Bronchialkarzi- 
nomen in der DDR an und weist aus, 
daß für die bergbauaktiven Kreise des 
Uranbergbaus der DDR keine über 
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durchschnittlichen Werte auftreten.” 
Anläßlich des 25jährigen 
Jubiläums des Fachverbandes für Strah- 
lenschutz zitierte der Vorsitzende der 
Strahlenschutzkommission beim Bun- 
desamt für Strahlenschutz, Jacobi, jetzt 
in Aachen ebenfalls die genannte Studie, 
dpa meldete danach: “Übermäßiges 
Essen, falsche Speisenzubereitung und 
Rauchen sollen weitaus häufiger tödli- 
che Krebserkrankungen verursachen als 
chemische oder radioaktive Umwelt- 


schadstoffe. Dies erklärte Prof. Wolf- 
gang Jacobi ein Pionier des Strahlen- 
schutzes (...)” 

Gewisse Fachleute und Strah- 
lenschützer lassen ungern eine Gelegen- 
heit aus, von ihren eigenen Aufgaben 
abzulenken. Th. D. 

Michael Beleites: Untergrund 
- Ein Konflikt mit der Stasi in der Uran- 
provinz, BasisDruck Verlag, Berlin 
1991, ISBN 3-86163-044-3, 274 Seiten, 
19,80 DM. 


Termine 


Dezember 91 


20. 20 Uhr, “Kulturladen”, Koll- 
witzstr. 93, O-1055 Berlin, Informati- 
onsabend der Umwelt Bibliothek Berlin 
mit den Flüchtlingen, die in der TU Ber- 
lin Zuflucht fanden: Erfahrungen und 
Gründe der Besetzung 


20. 18.30, VCD (Verkehrsclub)- 
Aktiven-Treff, Uhlandstr. 161, W-1 
Berlin 15 


21: Frankfurt/M. - Preungesheim, 
5. Knastbeben, Kundgebung mit viel 
Musik für alle Gefangenen 


23, 22.00 Franz-Club, Schönhau- 
ser Allee 36, O-1058 Berlin, Pannach & 
Kunert - Konzert 


Kirche von unten (KvU), Elisabeth- 
Kirchstr. 21, O-1040 Berlin 

di 19.00 JG, mit 20.00 Cafe, fr 20.00 
Info-Cafe, sa 20.00 Konzerte, Disco, so 
13.00 Frühstück, 20.00 Videos 


20.12. 20.00 “Rumänien heute” mit 
Armin Rutloff 
21.12. 20.00 Filmparty I mit 4 Fil- 


men von Peter Welz, u.a. “Unsere Fami- 
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lie” (mit Speiche, Tom, Tatjana, 
Raimo), “Willkommen in der Kantine” 
22.12. 13.00 Filmparty II mit Früh- 
stück und Film von P. Welz, 20.00 Film 
von C. Dannoritzer, J.E. Tukiendorf 
“Das Minotaurus-Projekt oder die Ver- 
strickung einer wandelnden Seele” (u.a. 
in der KvU-Ruine gedreht) 


24.12. 20.00 Cafe für einsame Leb- 
kuchenHerzen mit Weihnachtsmann 
Jolly 
25.12. 20.00 Cafe mit den Weih- 


nachts(männern?) Joe/Sebastian 


27.12. 20.00 Video “NICO - live in 
Tokyo” 
29.12. 20.00 Baschti’s Birthdayparty 


mit den Rattle Rats (Berlin) 


3, - 5. Januar Hirschluch 
Januar 92 
17. Erfurt, voraussichtlich Haus 


Dacherröden, Anhörung: “Auswirkun- 
gen des Golfkrieges - 1 Jahr danach - 
Wir klagen an!”, Vorbereitung: 8. Janu- 
ar, 20 Uhr, Erfurt, Mainzer Hof Nr. 6, 
Kontakt: Büro Bündnis 90, tel. 61033 
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Spekulationen hinsichtlich des künftigen Aufenthaltsortes des großen Genossen 
E.H. erhalten durch obenstehendes Foto, das uns kurz vor Redaktionsschluß erreich- 
te, neue Nahrung. Links der Große Generalsekretär Z.Z.. Zu Füßen der beiden ein 
Geschenk von der Libyschen Arabischen Volks-Dschamarhirijja: Für den Fall wei- 


terer Fälle ein fliegender Teppich. 


Seminare des Fränkischen Bildungs- 
werkes für Friedensarbeit (FBF), Kaul- 
bachstr. 22, W-8500 Nürnberg 10, tel. 
(0911) 362633: 

17.-18. Stadt und Gewalt 
Mensch und Natur 

22, Was ist feministische Heil- 
kunde? 

22. Männer und Gewalt - Wie die 
Gesellschaft herrschende Männlichkeit 
erzwingt 
20: Typisch weiblich? Wir sind 
nicht als Mädchen geboren, zu Mädchen 
werden wir gemacht! (Nur für Frauen) 


gegen 
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24. 19 Uhr Mehringhof, Gneisen- 
austr. 2A, W-1 Berlin 61, Thesen zu 
einer pragmatischen anarchistischen 
Wirtschaftspolitik mit Uwe Timm 
(Betriebsrat), Libertäres Forum Berlin 


24. - 26. Kurve Wustrow, Kirchstr. 14, 
W-3135 Wustrow, tel. (05843) 507, 
Seminar: Gesellschaft ohne (Staats-) 
Gewalt: Die AnarchistInnen und der 
Anarchismus, Referent: Rolf Cantzen 


>, 


Februar 92 

1. Bonn, Sternmarsch der “Bun- 
desweiten FrauenLesben-Aktıon gegen 
Zwangsdienste und Militär”, Kontakt: 
AG “Frauen gegen Zwangsdienste und 
Militär”, Badensche Str. 29, W-1 Berlin 
31, tel. (030)8621331, mittwochs 16.00- 
18.00, Spenden: Sonderkonto Martina 
Mielke, Postgiroamt Berlin, Kto.-Nr. 
159908-102 


3, 19.30 El Locco, Kreuzbergstr. 
43, W-1 Berlin 61, Anarchistische 
Gegenöffentlichkeitsprojekte, Erfahrun- 
gen, ‚vernetzung 


22. - 23. Ökumenische Werkstatt Wup- 
pertal, Theologisches Seminar zur 
Kriegssteuerverweigerung, Kontakt: 
“Steuern zu Pflugscharen”, Martin 
Arnold, Neißestr. 4, W-4300 Essen 1 


1. Februar - 10. April St. Marys 
(Atlantikhafen, Trident-U-Boot-Stütz- 
punkt) - Nevada (A-Bomben-Testgelän- 
de), USA: Radtour über 4.200 km zu 
“500 Jahre Unterdrückung der Indianer 
- gegen Atombomben-Tests”, Kontakt: 
Friedenstestkampagne, c/o Friedensla- 
den, Schillerstr. 28, W-6900 Heidel- 
berg, tel. (06221) 12861 


2372, =12, Internationale Ärzte 
für die Verhütung des Atomkrieges 
(IPPNW)-Kongreß im ICC Berlin, Kon- 
takt: IPPNW, Körtestr. 10, W-1 Berlin 
61, tel. (030)6930244 


März 92 


24.3. 4. KSZE-Folgetreffen, nicht- 
staatliche Organisationen bereiten Par- 
allelaktionen für alle Interessierten 
nichtstaatlicher Organisationen vor. 
Kontakt: Peace Union of Finland, Malla 
Kantola, Rauhanasema, Veturitori, SF- 
00520 Helsinki, tel. +35806946066 
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Linke Monatszeitung 
gegen die 
Verhältnisse 


Texte der 
Ost- und Westopposition 
Forum zur 
Perspektiven - Debatte 


Nr. 20, Dezember 91 
Antifa-Arbelt 
@® OffeneGrenzen @ 
Stadtentwicklung 


Ich möchte 
o ein Probeexemplar (1,- 1. Bliefmarken) 


oder PROWO abonnieren 
(erscheint Jeden 1]. Freitag Im Monat) 


o 4 Ausgaben (10 DM) 
o Jahresabo (11 Ausgaben, 20 DM) 
o Förderjahresabo (40 DM) 


Scheck, Überwelsung oder Geldschelnl 
Sofem nicht 4 Wochen vor Ablauf des 
Abo gekündigt wird, verlängert sich dies 
um den angegebenen Zeitraum. 

Name 

Straße 

PLZ, Ort 


Unterschrift 


Bankverbindung: 

PROWO, Stadtsparkasse Bin (BLZ 100 
500 00), Kto-Nr.: 640017 118 

PROWO, Eisenbahnstr. 4, 1000 B 36 
Tel.: 030/618 80 02/03, Fax: 618 80 03 
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telegraph - Abonnement 
Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 


O1 1Jahr (34.- DM) | An 

DO) 1/2 Jahr (17.50 DM) . 
ee ran ge.)  INedaktion telegraph 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


OD auf Probe (2 Hefte für 5.-DM) Schliemannstr. 22 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 


Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Scheck) ! B erlın u 0 ] 05 S 


Datum/Unterschrift 


Name: 


telegraph als - Geschenk | sır mi: 


Ic®#ferschenke den telegraph als Abo für ee 
1 Jahr (34.-DM) an: Zahlungsweise:__ Rechnung __Scheck 


Name: __ per Abbuchung __Bar 
Str/Nr: 
Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! N 
ame der Bank/Ort 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. nk/ 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Datum/Ünterschrift 


Datum /Unterschrift 


Hinweise zurAbokarte 

Im grau markierten Feld (links) bitte ankreuzeln, ob ihr den telegraph verschenken 
wollt oder selbst abonniert und das jeweilige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur 
Zahlweise ausfüllen. 

Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht wird „bitte die 
Angaben zu Bankleitzahl, Kontonummer etc. machen und vor dem Abschicken noch 
mal Überprüfen und mit der zweiten Unterschrift bestätigen. 

Fristen 

D (Außer Geschenk- und Probeabo ) verlängert sich automatisch, wenn nicht 
späwstens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte.Den 
Aboauftrag könnte ihr bis zu zehn Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 
Probeabo: Wer den telegraph noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo 
informieren(nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck !) 

Geschenkabo:Wenn euch jemand lieb ist, schenkt ihr/m doch einfach ein telegraph- 
Abo! 

Förderabo: 

Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie den 
telegraph unterstützen wollen, könen dasmit einem Förderabo für mindestens 70.- 
DM im Jahr tun. Dieses verlängert sich wie das Normalabo um jeweils ein Jahr, wenn 
es nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf gekündigt wird. 

Ein Ganzjahresabo kostet wie immer 34,-DM, ein Halbjahresabo die Hälfte. Alles 
inklusive Porto.Ermäßigtige Abos halten wir für relativ sinnlos, da der Preis für ein 
Normalabo nun wirklich nicht gerade exorbitant ist. 


1 Yu 


